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Abweichend von Satz 1 werden im Gymnasium 
nach der Einführungsphase vergeben:

1. �der mittlere Schulabschluss (Fachoberschul-
reife)

2. �ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertiger Abschluss.

(3)  Der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und der 
mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) werden 
an der Hauptschule, der Realschule, der Sekundar-
schule und der Gesamtschule in einem Abschluss-
verfahren erworben, das sich aus den schulischen 
Leistungen in der zehnten Klasse und einer Prüfung 
zusammensetzt. Für die schriftliche Prüfung werden 
landeseinheitliche Aufgaben gestellt.

§ 13  Erprobungsstufe

(1)  In der Hauptschule, der Realschule und im 
Gymnasium werden jeweils die Klassen 5 und 6 als 
Erprobungsstufe geführt.

(2)  Die Erprobungsstufe dient der Erprobung, Förde-
rung und Beobachtung der Schülerinnen und Schüler, 
um in Zusammenarbeit mit den Eltern die Entschei-
dung über die Eignung der Schülerinnen und Schüler 
für die gewählte Schulform sicherer zu machen.

(3)  Am Ende der Erprobungsstufe entscheidet die 
Klassenkonferenz, ob die Schülerin oder der Schü-
ler den Bildungsgang in der gewählten Schulform 
fortsetzen kann. Nach jedem Schulhalbjahr in der 
Erprobungsstufe befindet sie außerdem darüber, 
ob sie den Eltern leistungsstarker Schülerinnen und 
Schüler der Hauptschule einen Wechsel ihres Kindes 
zur Realschule oder zum Gymnasium und den Eltern 
leistungsstarker Schülerinnen und Schüler der Real-
schule einen Wechsel ihres Kindes zum Gymnasium 
empfiehlt.

§ 16  Gymnasium

(1)  Das Gymnasium vermittelt seinen Schülerinnen 
und Schülern eine vertiefte allgemeine Bildung, die 
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Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
Auszug aus dem Gesetz vom 15. Februar 2005 mit Änderungen vom 6. Dezember 2016 

Stand vom 15.07.2024

Auftrag der Schule

§ 1  Recht auf Bildung, Erziehung  
und individuelle Förderung

(1)  Jeder junge Mensch hat ohne Rücksicht auf 
seine wirtschaftliche Lage und Herkunft und sein 
Geschlecht ein Recht auf schulische Bildung, Er
ziehung und individuelle Förderung. Dieses Recht 
wird nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährleistet.

(2)  Die Fähigkeiten und Neigungen des jungen 
Menschen sowie der Wille der Eltern bestimmen  
seinen Bildungsweg. Der Zugang zur schulischen 
Bildung steht jeder Schülerin und jedem Schüler 
nach Lernbereitschaft und Leistungsfähigkeit offen.

Innere Organisation der Schule

§ 12  Sekundarstufe I

(1)  Die Schulformen der Sekundarstufe I bauen auf 
die Grundschule auf. Im Rahmen des besonderen 
Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schulformen 
haben sie die Aufgabe, den Schülerinnen und  
Schülern eine gemeinsame Grundbildung zu vermit-
teln und sie zu befähigen, eine Berufsausbildung 
aufzunehmen oder in vollzeitschulische allgemein 
bildende oder berufliche Bildungsgänge der Sekun
darstufe II einzutreten.

(2)  Die Bildungsgänge der Sekundarstufe I enden 
mit Abschlüssen. Abschlüsse sind

1. �der Hauptschulabschluss und ein ihm gleich-
wertiger Abschluss,

2. �der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und 
ein ihm gleichwertiger Abschluss,

3. �der mittlere Schulabschluss (Fachoberschul-
reife), der mit der Berechtigung zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe verbunden sein 
kann.

www.aufgabenbuch.de
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sie entsprechend ihren Leistungen und Neigungen 
durch Schwerpunktbildung befähigt, nach Maßgabe 
der Abschlüsse in der Sekundarstufe II ihren Bil-
dungsweg an einer Hochschule, aber auch in berufs-
qualifizierenden Bildungsgängen fortzusetzen.

(2)  Das Gymnasium umfasst die Klassen 5 bis 9, in 
der Aufbauform die Klassen 7 bis 10 (Sekundarstufe 
I) und die gymnasiale Oberstufe (Sekundarstufe II).

(3)  Der Unterricht wird in der Sekundarstufe I im 
Klassenverband und in Kursen als Wahlpflichtun-
terricht erteilt. Andere Unterrichtsformen können 
für begrenzte Zeit an die Stelle des Unterrichts im 
Klassenverband und in Kursen treten.

(4)  Das Gymnasium erteilt mit der Versetzung am 
Ende der Klasse 9 die Berechtigung zum Besuch 
der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe 
und der Bildungsgänge der Berufskollegs, die zur 
allgemeinen Hochschulreife führen. Es erteilt mit 
der Versetzung am Ende der Jahrgangsstufe 10 
die Berechtigung zum Besuch der Qualifikations-
phase der gymnasialen Oberstufe und den mittle-
ren Schulabschluss (Fachoberschulreife). Außerdem 
werden am Gymnasium in der Klasse 9 ein dem 
Hauptschulabschluss gleichwertiger Abschluss oder 
nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nungen ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 
10 gleichwertiger Abschluss vergeben. Am Ende der 
Jahrgangsstufe 10 findet nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung eine zentrale schrift
liche Leistungsüberprüfung statt, für die landes- 
einheitliche Aufgaben gestellt werden.

§ 17  Gesamtschule

(1)  Die Gesamtschule ermöglicht in einem differen-
zierten Unterrichtssystem Bildungsgänge, die ohne 
Zuordnung zu unterschiedlichen Schulformen zu 
allen Abschlüssen der Sekundarstufe I führen.

(2)  Die Gesamtschule umfasst die Klassen 5 bis 
10 (Sekundarstufe I) und die gymnasiale Oberstufe 
(Sekundarstufe II).

(3)  Der Unterricht wird in der Sekundarstufe I im 
Klassenverband und in Kursen erteilt. Der leistungs-
differenzierte Unterricht kann binnendifferenziert 
im Klassenverband oder in Kursen erteilt werden. 
Für den Unterricht nach Neigung werden Kurse 
gebildet. Andere Unterrichtsformen können für be- 
grenzte Zeit an die Stelle des Unterrichts im Klas-
senverband und in Kursen treten. Der Unterricht für 

Schülerinnen und Schüler im zehnten Jahr der Voll-
zeitschulpflicht, die für den Übergang in Ausbildung 
und Beruf einer besonderen Förderung bedürfen, 
kann insbesondere durch die Zusammenarbeit der 
Schule mit außerschulischen Partnern abweichend 
von der Stundentafel gestaltet werden.

(4)  An der Gesamtschule werden in der Sekundar-
stufe I der Hauptschulabschluss, der Hauptschul-
abschluss nach Klasse 10 und der mittlere Schul-
abschluss (Fachoberschulreife) vergeben. Mit dem 
mittleren Schulabschluss wird nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung die Berechti-
gung zum Besuch der Einführungsphase erteilt.

§ 17 a  Sekundarschule

(1)  In der Sekundarschule können alle Abschlüsse 
der Sekundarstufe I mit oder ohne Zuordnung zu 
unterschiedlichen Schulformen erreicht werden. Sie 
bereitet die Schülerinnen und Schüler darauf vor, 
ihren Bildungsweg in der gymnasialen Oberstufe, 
an  einem Berufskolleg oder in der Berufsausbildung 
fortzusetzen.

(2)  Die Sekundarschule umfasst die Klassen 5 bis 
10. Sie gewährleistet in allen Organisationsformen 
auch gymnasiale Standards und stellt die Möglich-
keit zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 
über mindestens eine verbindliche Kooperation mit 
einem Gymnasium, einer Gesamtschule oder einem 
Berufskolleg sicher.

(4)  An der Sekundarschule werden der Hauptschul-
abschluss, der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
und der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
vergeben. Mit dem mittleren Schulabschluss wird 
nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung die Berechtigung zum Besuch der Einfüh-
rungsphase der gymnasialen Oberstufe erteilt.

§ 18  Gymnasiale Oberstufe

(1)  Die gymnasiale Oberstufe gliedert sich in die 
einjährige Einführungsphase und die zweijährige 
Qualifikationsphase. Sie umfasst	

1.	 im Gymnasium die Jahrgangsstufen 11 bis 13 
bei achtjährigem Bildungsgang 10-12.

(2)  Der Unterricht in der gymnasialen Oberstufe 
wird in einem Kurssystem erteilt, das nach Maßgabe 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Kurse auf 
unterschiedlichen Anforderungsebenen in einem 
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Pflichtbereich und in einem Wahlbereich umfasst.

(4)  In der Qualifikationsphase werden verbindliche 
und wählbare Unterrichtsfächer dem sprachlich- 
literarisch-künstlerischen, dem gesellschaftswissen-
schaftlichen und dem mathematisch-naturwissen-
schaftlich-technischen Aufgabenfeld zugeordnet. 
Durch den Unterricht in den drei Aufgabenfeldern 
sowie in den Fächern Religionslehre und Sport wird 
eine gemeinsame Grundbildung in angemessener 
Breite und eine individuelle vertiefte Bildung in 
Schwerpunktbereichen gewährleistet.

(5)  Die gymnasiale Oberstufe schließt mit der Abi-
turprüfung ab, mit der die allgemeine Hochschul-
reife verliehen wird. Für den schriftlichen Teil der 
Abiturprüfung werden landeseinheitliche Aufgaben 
gestellt. Die Gesamtqualifikation setzt sich aus den 
Leistungen in der Qualifikationsphase und in der 
Abiturprüfung zusammen. In der gymnasialen Ober-
stufe kann auch der schulische Teil der Fachhoch-
schulreife erworben werden. Der fachpraktische 
Teil der Fachhochschulreife wird nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung innerhalb von 
acht Jahren nach dem Verlassen der gymnasialen 
Oberstufe durch ein Praktikum oder eine Berufs-
ausbildung erworben.

Schulpflicht

§ 37  Schulpflicht in der Primarstufe 
und in der Sekundarstufe I

(1)  Die Schulpflicht in der Primarstufe und der  
Sekundarstufe I (Vollzeitschulpflicht) dauert zehn 
Schuljahre, am Gymnasium neun Schuljahre. Sie 
wird durch den Besuch der Grundschule und einer 
weiterführenden allgemein bildenden Schule erfüllt. 
Sie endet vorher, wenn die Schülerin oder der Schü-
ler einen der nach dem zehnten Vollzeitschuljahr 
vorgesehenen Ab-schlüsse in weniger als zehn 
Schuljahren erreicht hat. Durchläuft eine Schülerin 
oder ein Schüler die Schuleingangsphase in drei  
Jahren (§ 11 Abs. 2 Satz 4), wird das dritte Jahr 
nicht auf die Dauer der Schulpflicht angerechnet.

Schulverhältnis

§ 43  Teilnahme am Unterricht und an  
sonstigen Schulveranstaltungen

(1)  Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, 
regelmäßig am Unterricht und an den sonstigen ver-
bindlichen Schulveranstaltungen teilzunehmen. Die 
Meldung zur Teilnahme an einer freiwilligen Unter-
richtsveranstaltung verpflichtet zur regelmäßigen 
Teilnahme mindestens für ein Schulhalbjahr.

(2)  Ist eine Schülerin oder ein Schüler durch Krank-
heit oder aus anderen nicht vorhersehbaren Grün-
den verhindert, die Schule zu besuchen, so benach-
richtigen die Eltern unverzüglich die Schule und 
teilen schriftlich den Grund für das Schulversäumnis 
mit. Bei begründeten Zweifeln, ob Unterricht aus 
gesundheitlichen Gründen versäumt wird, kann die 
Schule von den Eltern ein ärztliches Attest verlangen 
und in besonderen Fällen ein schulärztliches oder 
amtsärztliches Gutachten einholen.

(4)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann Schü-
lerinnen und Schüler auf Antrag der Eltern aus wich-
tigem Grund bis zur Dauer eines Schuljahres vom 
Unterricht beurlauben oder von der Teilnahme an 
einzelnen Unterrichts- oder Schulveranstaltungen 
befreien. Längerfristige Beurlaubungen und Befrei-
ungen bedürfen der Zustimmung der Schulaufsichts-
behörde. Dauerhafte Beurlaubungen und Befreiun
gen von schulpflichtigen Schülerinnen und Schülern 
zur Förderung wissenschaftlicher, sportlicher oder 
künstlerischer Hochbegabungen setzen voraus, dass 
für andere geeignete Bildungsmaßnahmen gesorgt 
wird.

(5)  Alle Schülerinnen und Schüler sind während 
schulischer Veranstaltungen sowie auf den Wegen 
von und zu diesen im Rahmen der gesetzlichen 
Unfallversicherung nach dem SGB VII gegen Unfall 
versichert.

§ 45  Meinungsfreiheit, Schülerzeitung,  
Schülergruppen

(1)  Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht, 
in der Schule ihre Meinung in Wort, Schrift und Bild 
frei zu äußern. Sie können ihre Meinung auch im 
Unterricht im sachlichen Zusammenhang mit diesem 
frei äußern.

Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
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Unterricht“ erbrachten Leistungen. Beide Beurtei-
lungsbereiche werden bei der Leistungsbewertung 
angemessen berücksichtigt.

(4) Werden Leistungen aus Gründen, die von der 
Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertreten sind, 
nicht erbracht, können nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung Leistungsnachweise 
nachgeholt und kann der Leistungsstand durch die 
Prüfung festgestellt werden.

(5)  Verweigert eine Schülerin oder ein Schüler die 
Leistung, so wird dies wie eine ungenügende Leis
tung bewertet.

(6)  Neben oder an Stellen der Noten nach Absatz 3 
kann die Ausbildungs- und Prüfungsordnung ein 
Punktsystem vorsehen. Noten- und Punktsystem 
müssen sich wechselseitig umrechnen lassen.

§ 50  Versetzung, Förderangebote

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler wird nach Maß-
gabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung in 
der Regel am Ende des Schuljahres in die nächst-
höhere Klasse oder Jahrgangsstufe versetzt, wenn 
die Leistungsanforderungen der bisherigen Klasse 
oder Jahrgangsstufe erfüllt sind. Eine Vorversetzung 
ist möglich, wenn eine erfolgreiche Teilnahme am 
Unterricht der höheren Klasse oder Jahrgangsstufe 
zu erwarten ist. Die Ausbildungs- und Prüfungs
ordnung kann vorsehen, dass Übergänge in die 
nächsthöhere Klasse oder Jahrgangsstufe auch ohne 
Versetzung möglich sind.

(2)  Über die Versetzung entscheidet die Klassen- 
oder Jahrgangsstufenkonferenz als Versetzungs-
konferenz. Mitglieder der Versetzungskonferenz 
sind die Lehrerinnen und Lehrer, die die Schülerin 
oder den Schüler im zweiten Halbjahr unterrichtet 
haben. In der Versetzungskonferenz übernimmt die  
Schulleiterin oder der Schulleiter den Vorsitz oder 
bestellt eine Vertretung.

(3)  Die Schule hat ihren Unterricht so zu gestalten 
und die Schülerinnen und Schüler so zu fördern, dass 
die Versetzung der Regelfall ist. Schülerinnen und 
Schülern der Grundschule und der Sekundarstufe I, 
deren Versetzung gefährdet ist, wird zum Ende des 
Schulhalbjahres eine individuelle Lern- und Förder-
empfehlung gegeben. Sie sollen zudem die Möglich-
keit der Teilnahme an schulischen Förderangebo-
ten erhalten mit dem Ziel, unter Einbeziehung der 
Eltern erkannte Lern- und Leistungsdefizite bis zur 

(2)  Das Recht auf freie Meinungsäußerung findet 
seine Schranken in den Vorschriften der allgemei-
nen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum 
Schutze der Jugend und in dem Recht der persön
lichen Ehre. Durch die Ausübung dieses Rechts dür-
fen der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule, 
insbesondere die Durchführung des Unterrichts  
und anderer schulischer Veranstaltungen sowie die 
Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden.

(3)  Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht, 
Schülerzeitungen herauszugeben und auf dem 
Schulgrundstück zu verbreiten. Schülerzeitungen 
sind Zeitungen, die von Schülerinnen und Schülern 
mit einer oder mehreren Schulen für deren Schüler-
schaft herausgegeben werden. Sie unterliegen nicht 
der Verantwortung der Schule. Herausgabe und 
Vertrieb der Schülerzeitung bedürfen keiner Geneh-
migung. Eine Zensur findet nicht statt.

(4)  Die Schülerinnen und Schüler können sich in 
ihrer Schule in Schülergruppen zusammenschlie-
ßen. Dieses Recht kann von der Schulleitung ein-
geschränkt werden, soweit die Sicherung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags der Schule es erfor-
dert. Die Schulkonferenz regelt Grundsätze über die 
Betätigung von Schülergruppen und die Benutzung 
schulischer Einrichtungen. Den Schülergruppen sol-
len Räume und sonstige schulische Einrichtungen 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden.

Leistungsbewertung

§ 48  Grundsätze der Leistungs- 
bewertung

(1)  Die Leistungsbewertung soll über den Stand des 
Lernprozesses der Schülerin oder des Schülers Auf-
schluss geben; sie soll auch Grundlage für die wei-
tere Förderung der Schülerin oder des Schülers sein. 
Die Leistungen werden durch Noten bewertet. Die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen können vor-
sehen, dass schriftliche Aussagen an die Stelle von 
Noten treten oder diese ergänzen.

(2)  Die Leistungsbewertung bezieht sich auf die 
im Unterricht vermittelten Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten. Grundlage der Leistungsbewer-
tung sind alle von der Schülerin oder dem Schüler 
im Beurteilungsbereich „Schriftliche Arbeiten“ und 
im Beurteilungsbereich „Sonstige Leistungen im 
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verdeutlichen. Bei wiederholtem Fehlverhalten soll 
eine schriftliche Information der Eltern erfolgen, 
damit die erzieherische Einwirkung der Schule vom 
Elternhaus unterstützt werden kann. Bei besonders 
häufigem Fehlverhalten einer Schülerin oder eines 
Schülers oder gemeinschaftlichem Fehlverhalten der 
Klasse oder Lerngruppe soll den Ursachen für das 
Fehlverhalten in besonderer Weise nachgegangen 
werden.

(3)  Ordnungsmaßnahmen sind

1. der schriftliche Verweis,
2. �die Überweisung in eine parallele Klasse oder 

Lerngruppe,
3. �der vorübergehende Ausschluss vom Unterricht 

von einem Tag bis zu zwei Wochen und von 
sonstigen Schulveranstaltungen,

4. die Androhung der Entlassung von der Schule,
5. die Entlassung von der Schule,
6. �die Androhung der Verweisung von allen 

öffentlichen Schulen des Landes durch die 
obere Schulaufsichtsbehörde,

7. �die Verweisung von allen öffentlichen Schulen 
des Landes durch die obere Schulaufsichts
behörde.

(4)  Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 4 und 5 sind 
nur zulässig, wenn die Schülerin oder der Schüler 
durch schweres oder wiederholtes Fehlverhalten 
die Erfüllung der Aufgaben der Schule oder die 
Rechte anderer ernstlich gefährdet oder verletzt 
hat. Bei Schulpflichtigen bedarf die Entlassung 
von der Schule der Bestätigung durch die Schul-
aufsichtsbehörde, die die Schülerin oder den 
Schüler einer anderen Schule zuweisen kann. Die 
Entlassung einer Schülerin oder eines Schülers, 
die oder der nicht mehr schulpflichtig ist, kann 
ohne vorherige Androhung erfolgen, wenn die 
Schülerin oder der Schüler innerhalb eines Zeit-
raumes von 30 Tagen insgesamt 20 Unterrichts- 
stunden unentschuldigt versäumt hat.

(5)  Maßnahmen nach Absatz 3 Nr. 6 und 7 sind nur 
zulässig, wenn die Anwesenheit der Schülerin oder 
des Schülers aus Gründen der Sicherheit nicht ver-
antwortet werden kann. Diese Entscheidung bedarf 
die Bestätigung durch das Ministerium. Soweit die 
Schülerin oder der Schüler die Schulpflicht noch 
nicht erfüllt hat, ist für geeignete Bildungsmaß-
nahmen zu sorgen.

(6)  Über Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 3 
Nr. 1 bis 3 entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter nach Anhörung der Schülerin oder des  

Versetzungsentscheidung zu beheben. Eine Lern-  
und Förderempfehlung erhalten Schülerinnen und 
Schüler der Grundschule und der Sekundarstufe I  
auch im Falle der Nichtversetzung zum Ende des 
Schuljahres.

(4)  Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers gefährdet, weil die Leistungen in einem 
Fach abweichend von den im letzten Zeugnis erteil-
ten Noten nicht mehr ausreichen, so sind die Eltern 
schriftlich zu benachrichtigen. Auf etwaige beson-
dere Folgen einer Nichtversetzung der Schülerin 
oder des Schülers ist hinzuweisen. Hat die Schule 
die Eltern nicht benachrichtigt, so kann daraus kein 
Anspruch auf Versetzung hergeleitet werden. Unter-
bleibt die Benachrichtigung, obwohl ein Fach oder 
mehrere Fächer hätten abgemahnt werden müssen, 
werden Minderleistungen in einem Fach bei der Ver-
setzungsentscheidung nicht berücksichtigt. Die Be
nachrichtigung entfällt bei volljährigen Schülerinnen 
und Schülern.

(5)  Schülerinnen und Schüler, die nicht versetzt 
werden, wiederholen die bisher besuchte Klasse 
oder Jahrgangsstufe. Eine zweite Wiederholung ist 
in der Regel nicht zulässig.

§ 53 Erzieherische Einwirkungen,  
Ordnungsmaßnahmen

(1)  Erzieherische Einwirkungen und Ordnungsmaß-
nahmen dienen der geordneten Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit der Schule sowie dem Schutz von 
Personen und Sachen. Sie können angewendet wer-
den, wenn eine Schülerin oder ein Schüler Pflichten 
verletzt. Der Grundsatz der Verhältnismaßigkeit ist 
zu beachten. Ordnungsmaßnahmen sind nur zuläs-
sig, wenn erzieherische Einwirkungen nicht ausrei-
chen. Einwirkungen gegen mehrere Schülerinnen 
und Schüler sind nur zulässig, wenn das Fehlverhal-
ten jeder oder jedem Einzelnen zuzurechnen ist.

(2)  Zu den erzieherischen Einwirkungen gehö-
ren insbesondere das erzieherische Gespräch, die 
Ermahnung, Gruppengespräche mit Schülerinnen, 
Schülern und Eltern, die mündliche oder schriftliche 
Missbilligung des Fehlverhaltens, der Ausschluss 
von der laufenden Unterrichtsstunde, die Nacharbeit 
unter Aufsicht nach vorheriger Benachrichtigung der 
Eltern, die zeitweise Wegnahme von Gegenständen, 
Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedergutmachung 
angerichteten Schadens und die Beauftragung mit 
Aufgaben, die geeignet sind, das Fehlverhalten zu 
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4. �Festlegung der beweglichen Ferientage (§ 7 
Abs. 2),

5. �Unterrichtsverteilung auf sechs Wochentage  
(§ 8 Abs. 1),

6. �Einrichtung außerunterrichtlicher Ganztags- und  
Betreuungsangebote (§ 9 Abs. 2) sowie die 
Rahmenplanung von Schulveranstaltungen au-
ßerhalb des Unterrichts,

7. �Organisation der Schuleingangsphase (§ 11 
Abs. 2 und 3),

8. �Vorschlag der Schule zur Einrichtung des Ge- 
meinsamen Lernens (§ 20),

9. �Erprobung und Einführung neuer Unterrichts
formen (§ 29 Abs. 2),

10. ��Einführung von Lernmitteln (§ 30 Abs. 3) und 
Bestimmung der Lernmittel, die im Rahmen des 
Eigenanteils zu beschaffen sind (§ 96),

11. �Grundsätze zum Umfang und Verteilung der 
Hausaufgaben und Klassenarbeiten,

12. �Grundsätze zum Umfang mit allgemeinen Erzie-
hungsschwierigkeiten sowie zum Abschluss von 
Bildungs- und Erziehungsvereinbarungen (§ 42 
Abs. 5),

13. �Information und Beratung (§ 44),
14. �Grundsätze für die Betätigung von Schüler- 

gruppen (§ 45 Abs. 4),
15. �Grundsätze über Aussagen zum Arbeits- und 

Sozialverhalten in Zeugnissen (§ 49 Abs. 2),
16. �Wirtschaftliche Betätigung (§ 55) und Spon- 

soring (§ 99 Abs. 1),
17. �Schulhaushalt (§ 59 Abs. 9),
18. �Wahl der Schulleiterin oder des Schulleiters, 
19. �ergänzende Verfahrens- und Wahlvorschriften 

(§ 63 Abs. 6 und § 64 Abs. 5),
20. �Einrichtung und Zusammensetzung von Fach-

konferenzen (§ 70 Abs. 5), Teilkonferenzen und 
des Vertrauensauschusses oder Bestellung einer 
Vertrauensperson (§ 67 Abs. 1 und 2),

21. �besondere Formen der Mitwirkung (§ 75),
22. �Mitwirkung beim Schulträger (§ 76),
23. �Erlass einer Schulordnung,
24. �Ausnahme vom Alkohol- und Rauchverbot  

(§ 54 Abs. 5),
25. �Erhöhung der Zahl der Vertretungen der Eltern 

in Fachkonferenzen und Bildungsgangkonfe-
renzen (§ 70 Abs. 1),

26. �Empfehlung zum Tragen einheitlicher Schul- 
kleidung (§ 42 Abs. 8).

Schülers. Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann 
sich von der Teilkonferenz gemäß Absatz 7 beraten 
lassen oder ihr die Entscheidungsbefugnis übertra-
gen. Den Eltern und der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer oder der Jahrgangsstufenleiterin oder 
dem Jahrgangsstufenleiter sind vor der Entschei-
dung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. In 
dringenden Fällen kann auf vorherige Anhörung  
verzichtet werden; sie sind dann nachzuholen.

(8)  Vor der Beschlussfassung hat die Teilkonferenz 
der betroffenen Schülerin oder dem betroffenen 
Schüler und deren Eltern Gelegenheit zu geben, zu 
dem Vorwurf der Pflichtverletzung Stellung zu neh-
men; zu der Anhörung kann die Schülerin oder der 
Schüler eine Person des Vertrauens aus dem Kreis 
der Schülerinnen und Schüler oder der Lehrerinnen 
und Lehrer hinzuziehen.

(9)  Ordnungsmaßnahmen werden den Eltern schrift- 
lich bekannt gegeben und begründet.

Mitwirkung in der Schule

§ 65  Aufgaben der Schulkonferenz

(1)  An jeder Schule ist eine Schulkonferenz einzu-
richten. Sie ist das oberste Mitwirkungsgremium der 
Schule, in dem alle an der Bildungs- und Erziehungs
arbeit der Schule Beteiligten zusammenwirken. 
Sie berät in grundsätzlichen Angelegenheiten der 
Schule und vermittelt bei Konflikten innerhalb der 
Schule. Sie kann Vorschläge und Anregungen an  
den Schulträger und an die Schulaufsichtsbehörde 
richten.

(2)  Die Schulkonferenz entscheidet im Rahmen der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in folgenden 
Angelegenheiten:

1. �Schulprogramm (§ 3 Abs. 2),
2. ��Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und 

Qualitätssicherung (§ 3 Abs. 3),
3. ��Abschluss von Vereinbarungen über die Koope-

ration von Schulen und die Zusammenarbeit mit 
anderen Partnern (§ 4 Abs. 3, § 5, § 9 Abs. 3),
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Leistungsbewertung einzelner Schülerinnen oder 
Schüler geht. Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehrerin 
oder ein vom ihm oder ihr beauftragter Lehrer ist 
berechtigt, an den Sitzungen der Klassenkonferenz 
mit beratender Stimme teilzunehmen.

§ 74  Schülervertretung

(1)  Die Schülervertretung nimmt die Interessen der 
Schülerinnen und Schüler wahr. Sie vertritt insbeson
dere deren Belange bei der Gestaltung der Bildungs- 
und Erziehungsarbeit der Schule und fördert ihre 
fachlichen, kulturellen, sportlichen, politischen und 
sozialen Interessen. Sie kann sich durch die Mitwir-
kung in den Gremien an schulischen Entscheidun
gen beteiligen sowie im Rahmen des Auftrags der 
Schule übertragene und selbstgewählte Aufgaben 
durchführen und schulpolitische Belange wahrneh-
men.

(2)  Die Schülerinnen und Schüler der Klasse, des 
Kurses und der Jahrgangsstufe wirken in ihrem 
Bereich an der Bildungs- und Erziehungsarbeit 
mit. Sie wählen von der fünften Klasse an ihre 
Sprecherinnen und Sprecher und deren Stellvertre-
tungen. Die Schülerschaft der Vollzeitschulen kann 
im Monat, die Schülerschaft der Teilzeitschulen 
im Quartal eine Stunde während der allgemeinen 
Unterrichtszeit für Angelegenheiten der Schülerver-
tretung (SV-Stunde) in Anspruch nehmen.

(3)  Der Schülerrat vertritt alle Schülerinnen 
und Schüler der Schule; er kann Anträge an die 
Schulkonferenz richten. Mitglieder des Schülerrats 
sind die Sprecherinnen und Sprecher der Klassen 
und Jahrgangsstufen sowie mit beratender Stimme 
deren Stellvertretungen. Hat eine Jahrgangsstufe 
mehr als 20 Personen, wählt die Jahrgangsstufe 
für je weitere 20 Personen eine weitere Vertretung 
für den Schülerrat. Der Schülerrat wählt eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden (Schülersprecherin 
oder Schülersprecher) und bis zu drei Stellvertretun
gen. Auf Antrag von einem Fünftel der Gesamtzahl 
der Schülerinnen und Schüler wird die Schülerspre-
cherin oder der Schülersprecher von der Schüler-
versammlung gewählt. Der Schülerrat wählt die 
Vertretung der Schülerschaft für die Schulkonferenz, 
die Schulpflegschaft und die Fachkonferenzen so- 
wie Delegierte für überörtliche Schülervertretungen.

§ 66  Zusammensetzung  
der Schulkonferenz

(1)  Die Schulkonferenz hat bei Schulen mit

a) � bis zu 200 Schülerinnen und Schülern 	 
6 Mitglieder,

b) � bis zu 500 Schülerinnen und Schülern 	 
12 Mitglieder,

c) � mehr als 500 Schülerinnen und Schülern 	
18 Mitglieder.

(2)  Die Schulkonferenz kann mit den Stimmen von 
Zweidritteln ihrer Mitglieder eine Erhöhung der  
Mitgliederzahl beschließen, wobei das Verhältnis 
der Zahlen nach Absatz 3 zu wahren ist.

(3)  Mitglieder der Schulkonferenz sind die Schullei-
terin oder der Schulleiter sowie die gewählte Vertre-
tung der Lehrerinnen und Lehrer, Eltern, Schülerin
nen und Schüler im Verhältnis

Lehrerinnen und Lehrer : Eltern : Schülerinnen und 
Schüler

1. �an Schulen der Primarstufe, 1 : 1 : 0
2. �an Schulen der Sekundarstufe I, an Schulen 

mit Primarstufe und Sekundarstufe I sowie an 
Schulen der Sekundarstufe I und II, 1 : 1 : 1

3. �an Schulen der Sekundarstufe II, 3 : 1 : 2
4. �an Weiterbildungskollegs und dem Kolleg 

für Aussiedlerinnen und Aussiedler, 1 : 0 : 1.

§ 71  Klassenkonferenz,  
Jahrgangsstufenkonferenz

(1)  Miglieder der Klassenkonferenz sind die Lehre- 
rinnen und Lehrer sowie das pädagogische und 
sozialpädagogische Personal gemäß § 58. Den Vor-
sitz führt die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer.

(2)  Sie berät über den Leistungsstand der Schülerin
nen und Schüler und trifft die Entscheidungen über 
Zeugnisse, Versetzungen und Abschlüsse sowie 
über die Beurteilung des Arbeitsverhalten und Sozi-
alverhaltens und über weitere Bemerkungen zu 
besonderen Leistungen und besonderem persön-
lichen Einsatz im außerunterrichtlichen Bereich.

(3)  An den Sitzungen der Klassenkonferenz nehmen 
die oder der Vorsitzende der Klassenpflegschaft und 
ab Klasse 7 die Klassensprecherin oder der Klassen-
sprecher sowie deren Stellvertretungen mit beraten
der Stimme teil; dies gilt nicht, soweit es um die  
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(5)  Zusammenkünfte von Mitwirkungsgremien der 
Schülerinnen und Schüler auf dem Schulgelände 
sowie die SV-Stunde sind Schulveranstaltungen. 
Sonstige Veranstaltungen der Schülervertretung 
auf dem Schulgelände oder außerhalb des Schulge
ländes sind Schulveranstaltungen, wenn die Schul-
leiterin oder der Schulleiter vorher zugestimmt hat.

(6)  Schülerinnen und Schüler dürfen wegen ihrer 
Tätigkeit in den Mitwirkungsgremien weder bevor-
zugt noch benachteiligt werden. Auf Antrag ist die 
Tätigkeit im Zeugnis zu vermerken.

(4)  Der Schülerrat kann im Benehmen mit der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter eine Versammlung aller 
Schülerinnen und Schüler (Schülerversammlung) 
einberufen. Die Schülerversammlung lässt sich über 
wichtige Angelegenheiten der Schule unterrichten 
und berät darüber. Auf Antrag von einem Fünftel 
der Schülerinnen und Schüler ist sie einzuberufen. 
Die Schülerversammlung kann bis zu zweimal im 
Schuljahr während der allgemeinen Unterrichtszeit 
stattfinden. Für Versammlungen der Schülerinnen 
und Schüler der Klassen oder Jahrgangsstufen gilt 
Satz 4 entsprechend.

Schulgesetz Nordrhein-Westfalen
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Allgemeine Bestimmungen

§ 2  Dauer der Ausbildung

Die Regeldauer der Ausbildung in der Sekundar-
stufe I ist sechs Jahre, im Gymnasium fünf Jahre. Die 
Schülerin oder der Schüler kann sie um zwei Jahre 
überschreiten. Die Versetzungskonferenz kann sie 
um ein weiteres Jahr verlängern, wenn besondere 
Gründe dies rechtfertigen. Dies schließt die Höchst-
dauer der Ausbildung in der Erprobungsstufe (§10 
Abs. 2) ein.

§ 3  Unterricht, individuelle Förderung

(1)  Der Pflichtunterricht besteht nach Maßgabe der  
Stundentafeln aus Kernstunden und Ergänzungs
stunden. Er umfasst für die einzelne Schülerin oder 
den einzelnen Schüler in der Sekundarstufe I in  
der Regel 188 Wochenstunden, im Gymnasium 163 
Wochenstunden.

(2)  Die Kernstunden umfassen den für alle Schüle-
rinnen und Schüler verbindlichen Unterricht und den 
von der Schule angebotenen Wahlpflichtunterricht.
Im Wahlpflichtunterricht belegt die Schülerin oder 
der Schüler das gewählte Fach oder den gewählten 
Lernbereich in der Regel bis zum Ende der Sekun
darstufe I. Nach der Belegung ist ein einmaliger 
Wechsel bis zum Ende des ersten Jahres möglich.

(3)  Die Ergänzungsstunden dienen der Intensivie
rung der individuellen Förderung innerhalb des 
Klassenverbandes sowie in anderen Lerngruppen. 
Die Schule kann die Schülerin oder den Schüler da- 
zu verpflichten, im Rahmen der Ergänzungsstunden 
an bestimmten Förderangeboten teilzunehmen.

(4)  Jede Schülerin und jeder Schüler hat ein Recht 
auf individuelle Förderung, die auf die Herstellung 
der gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft unabhängig von Geschlecht, kultureller 
und sozialer Herkunft oder Behinderung hinwirkt. 

Hierfür erarbeitet jede Schule ein schulisches För-
derkonzept, das im Rahmen der Bestimmungen für 
den Unterricht in den Schulformen Maßnahmen der 
inneren Differenzierung und Maßnahmen der äuße-
ren Differenzierung umfasst. Hierdurch sollen alle 
Schülerinnen und Schüler individuell gefördert wer-
den, insbesondere wenn

1. �die Versetzung, der Abschluss oder das Errei-
chen einer Berechtigung gefährdet ist,

2. �der Verbleib in der Schulform gefährdet ist,
3. �sie besondere Begabungen und Potenziale 

haben oder aufgrund ihrer Leistungsstärke die 
Schulform gewechselt haben oder für einen 
Wechsel in Frage kommen oder

4. �sie aufgrund ihrer Zuwanderungsgeschichte 
besondere Voraussetzungen (Mehrsprachigkeit) 
mitbringen. 

(5)  Schülerinnen und Schüler, die nicht am Religi-
onsunterricht teilnehmen, sind verpflichtet, am Un
terricht im Fach Praktische Philosophie teilzuneh-
men, soweit die personellen und sächlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. 

(6)  Arbeitsgemeinschaften als weitere Unterrichts-
veranstaltungen können klassen- und jahrgangs
übergreifend angeboten werden.

(7)  Für den Unterricht sind die Unterrichtsvorgaben 
des Ministeriums (§29 SchulG) sowie die auf dieser 
Grundlage entwickelten schuleigenen Unterrichts-
vorgaben verbindlich.

§ 6  Leistungsbewertung, Klassenarbeiten

(1)  Die Leistungsbewertung richtet sich nach § 48 
SchulG.

(2)  Zum Beurteilungsbereich „Sonstige Leistungen“ 
gehören alle im Zusammenhang mit dem Unterricht 
erbrachten mündlichen und praktischen Leistungen 
sowie gelegentliche kurze schriftliche Übungen in 
allen Fächern. Die Leistungen bei der Mitarbeit im 
Unterricht sind bei der Beurteilung ebenso zu be
rücksichtigen wie die übrigen Leistungen.

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I
Auszug aus der Verordnung vom 2. November 2012 mit Änderungen vom 1. Mai 2021 (Stand 15.7.2024)
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Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I

(3)  Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers auf Grund der Leistungen im ersten Schul-
halbjahr gefährdet, weist ein Vermerk im Halbjah-
reszeugnis darauf und auf etwaige Folgen einer 
Nichtversetzung hin. Ein fehlender Vermerk begrün-
det keinen Anspruch auf Versetzung.

(4)  Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines 
Schülers gefährdet, weil die Leistungen in einem 
Fach abweichend vom Halbjahreszeugnis nicht mehr 
ausreichen, gilt § 50 Abs. 4 SchulG.
(5)  Die Schülerin oder der Schüler erhält eine indivi- 
duelle Lern- und Förderempfehlung (§ 50 Absatz 3 
Schulgesetz NRW) neben dem Halbjahreszeugnis, 
wenn die Versetzung, der angestrebte Abschluss 
oder der Verbleib an der bisherigen Schulform 
gefährdet ist. Die Schule erstellt einen individuellen 
Förderplan und bietet den Eltern ein Beratungsge-
spräch an. Der Schülerin oder dem Schüler ist in der 
Regel die Gelegenheit zur Teilnahme an dem Bera-
tungsgespräch zu geben.
(6)  In den Zeugnissen der Hauptschule, der Ge- 
samtschule und der Sekundarschule ist anzugeben, 
in welchen Fächern der Unterricht auf unterschied-
lichen Anspruchsebenen erteilt worden ist und auf 
welche Anspruchsebene sich die jeweilige Note 
bezieht. Noten aus dem Wahlpflichtunterricht sind 
entsprechend zu kennzeichnen.

§ 8  Information und Beratung

(1)  Die Schule informiert und berät die Schülerinnen 
und Schüler während der gesamten Schullaufbahn 
in der Sekundarstufe I.

(2)  Die Information erstreckt sich

1. �in den Klassen 5 bis 8 insbesondere auf den 
Wahlpflichtunterricht und die individuelle För-
derung unter Einbeziehung der Ergänzungs-
stunden und

2. �in den Klassen 9 und 10 insbesondere auf
	 a)	� die mit den Abschlüssen und Berechti-

gungen verbundenen Anforderungen,
	 b)	� die berufs- und studienorientierten Bil-

dungsgänge in den Schulformen der Sekun-
darstufe II und

	 c)	� die Wahlmöglichkeiten in der gymnasialen 
Oberstufe und die Voraussetzungen, die 
dafür in der Sekundarstufe I zu erfüllen sind.

(3)  Die Beurteilungsbereiche „Schriftliche Arbeiten“ 
und „Sonstige Leistungen im Unterricht“ sowie die 
Ergebnisse zentraler Lernstandserhebungen werden 
bei der Leistungsbewertung angemessen berück-
sichtigt.

(4)  Schülerinnen und Schüler erhalten eine Lernbe-
reichsnote, wenn nach Maßgabe dieser Verordnung 
ein Lernbereich integriert unterrichtet wird.

(5)  Nicht erbrachte Leistungsnachweise gemäß  
§ 48 Abs. 4 SchulG sind nach Entscheidung der 
Fachlehrerin oder des Fachlehrers nachzuholen  
oder durch eine Prüfung zu ersetzen, falls dies zur 
Feststellung des Leistungsstandes erforderlich ist.

(6)  Die Förderung in der deutschen Sprache ist 
Aufgabe des Unterrichts in allen Fächern. Häufige 
Verstöße gegen die sprachliche Richtigkeit in der 
deutschen Sprache müssen bei der Festlegung der 
Note angemessen berücksichtigt werden. Dabei 
sind insbesondere das Alter, der Ausbildungsstand 
und die Muttersprache der Schülerinnen und Schüler 
zu beachten.

(7)  Bei einem Täuschungsversuch

a) � kann der Schülerin oder dem Schüler aufgege-
ben werden, den Leistungsnachweis zu wieder
holen,

b) � können einzelne Leistungen, auf die sich der 
Täuschungsversuch bezieht, für ungenügend 
erklärt werden,

c) � kann bei einem umfangreichen Täuschungs-
versuch die gesamte Leistung für ungenügend 
erklärt werden.

(8)  Einmal im Schuljahr kann pro Fach eine Klassen
arbeit durch eine andere, in der Regel schriftliche,  
in Ausnahmefällen auch gleichwertige nicht schrift
liche Leistungsüberprüfung ersetzt werden.

§ 7  Zeugnisse, Lern- und Förderempfehlungen

(1)  Die Schülerinnen und Schüler erhalten zum Ende 
des Schulhalbjahres und zum Ende des Schuljahres 
Zeugnisse gemäß §49 SchulG. Auf Antrag sind die 
am Ende des Schuljahres erworbenen Abschlüsse 
und Berechtigungen auf dem Zeugnis zu vermerken.

(2)  Die Zeugnisse enthalten Noten für die Fächer, 
über die die Zeugnis- oder Versetzungskonferenz 
entscheidet. Außerdem enthalten sie die nach § 49 
Absatz 2 und 3 SchulG erforderlichen Angaben.
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1. �von der Hauptschule zur Realschule  
oder zum Gymnasium oder

2. �von der Realschule zum Gymnasium 
wechseln zu lassen.

§ 12  Abschluss der Erprobungsstufe

(1) Vor Abschluss der Erprobungsstufe prüft die  
Erprobungsstufenkonferenz unter Berücksichtigung 
des Leistungsstandes und der zu erwartenden Ent- 
wicklung der Schülerin oder des Schülers, ob  
die gewählte Schulform weiterhin besucht oder  
die Schulform gewechselt werden soll. Soll ein 
Schulformwechsel empfohlen werden, ist dies den 
Eltern spätestens sechs Wochen vor Schuljahres
ende schriftlich mitzuteilen und gleichzeitig ein 
Beratungstermin anzubieten.

(2)  Die Schule empfiehlt versetzten Schülerinnen 
und Schülern der Hauptschule den Übergang in die 
Klasse 7 der Realschule oder der Realschule in der 
Aufbauform, der Klasse 6 des Gymnasiums oder  
der Klasse 7 des Gymnasiums in der Aufbauform, 
wenn die Versetzungskonferenz festgestellt hat, 
dass sie dafür geeignet sind. Versetzte Schülerinnen 
und Schüler der Realschule können unter den glei-
chen Voraussetzungen in die Klasse 7 des Gym- 
nasiums oder des Gymnasiums in der Aufbauform 
wechseln. Über den empfohlenen Schulwechsel ent-
scheiden die Eltern.

(3)  Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums oder der Realschule können die Klasse 
6 der besuchten Schulform wiederholen, wenn da
durch die Höchstdauer der Ausbildung in der Er-
probungsstufe nicht überschritten wird (§10 Abs. 2)  
und die Versetzungskonferenz feststellt, dass auf 
Grund der Gesamtentwicklung danach die Verset
zung erreicht werden kann. In den anderen Fällen 
gehen nicht versetzte Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums nach Wahl der Eltern in die Klasse 7 
der Realschule oder der Hauptschule über, es sei 
denn die Versetzungskonferenz stellt fest, dass der 
Übergang in die Realschule nicht möglich ist. Nicht 
versetzte Schülerinnen und Schüler der Realschule 
gehen in die Klasse 7 der Hauptschule über.

(4) Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler des 
Gymnasiums und der Realschule setzen bei einem 
Wechsel in die Gesamtschule  oder in die Sekundar-
schule dort die Schullaufbahn in der Klasse 7 fort.

Auf Wunsch berät sie die Schülerinnen und Schüler 
und ihre Eltern.

(3)  Berufswahlvorbereitung ist eine verpflichtende 
Aufgabe der Schulen der Sekundarstufe I. Schülerin
nen und Schüler sollen so gefördert werden, dass 
sie bei ihrer Berufswahl selbstständig und eigenver-
antwortlich entscheiden können. Dazu arbeiten die 
Schulen insbesondere mit den Berufskollegs und der 
Berufsberatung der Agentur für Arbeit zusammen.

Erprobungsstufe, Wechsel der Schulform 
ab Klasse 7

§ 10  Gliederung und Dauer  
der Erprobungsstufe

(1) In der Hauptschule, der Realschule und dem 
Gymnasium sind die Klassen 5 und 6 eine pädago
gische Einheit (Erprobungsstufe). Die Schülerinnen 
und Schüler gehen ohne Versetzung von der Klasse 
5 in die Klasse 6 über.

(2)  Die Ausbildung in der Erprobungsstufe dauert 
höchstens drei Jahre. Die Klasse 5 kann einmal 
gemäß §21 Abs. 3 freiwillig wiederholt werden.

(3)  In der Erprobungsstufe werden dreimal im Schul- 
jahr Erprobungsstufenkonferenzen durchgeführt, in 
denen über die individuelle Entwicklung der Schüle-
rin oder des Schülers, über etwaige Schwierigkeiten, 
deren Ursachen und mögliche Wege zu ihrer Über-
windung und über besondere Fördermöglichkeiten 
beraten wird.

§ 11  Wechsel der Schulform während  
der Erprobungsstufe

(1)  Stellt die Erprobungsstufenkonferenz nach dem 
jeweils ersten Schulhalbjahr der Klassen 5 und 6 und 
am Ende der Klasse 5 fest, dass eine Schülerin oder 
ein Schüler in einer anderen Schulform besser geför-
dert werden kann, teilt sie dies den Eltern mit und 
empfiehlt ihnen einen Wechsel der Schulform zum 
Ende des laufenden Schulhalbjahres. Am Ende des 
ersten Schulhalbjahres der Klasse 5 und des ersten 
Schulhalbjahres der Klasse 6 kann die Schule den 
Eltern allein empfehlen, ihr leistungsstarkes Kind

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I
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§ 13  Wechsel der Schulform 
ab Klasse 7

(1)  Schülerinnen und Schüler, Eltern und Schule 
sind gemeinsam dafür verantwortlich, dass niemand 
nach erfolgreichem Durchlaufen der Erprobungs-
stufe von der Realschule zur Hauptschule oder vom 
Gymnasium in die Realschule oder die Hauptschule 
wechseln muss.

(2)  Zeigt sich am Ende der Klasse 7, dass der Schul
erfolg einer Schülerin oder eines Schülers trotz 
besonderer Förderung gefährdet ist, unterrichtet die 
Schule die Eltern neben dem Zeugnis über den Lern-
stand sowie über das Lern- und Arbeitsverhalten 
ihres Kindes. Sie weist die Eltern auf Absatz 3 hin.

(3) Ab Klasse 7 soll eine Schülerin oder ein Schü-
ler die Schulform in der Regel nur noch auf Antrag 
der Eltern wechseln; §47 Abs. 1 Nr. 3 SchulG bleibt 
unberührt. Bis zum Ende der Klasse 8 können die 
Eltern bei der bisher besuchten Schule den Wech-
sel der Schulform zum Beginn des nächsten Schul-
jahres beantragen. Die Versetzungskonferenz der 
abgebenden Schule entscheidet, ob die Schülerin 
oder der Schüler für die gewünschte Schulform 
geeignet ist, und in welcher Klasse die Schullauf-
bahn dort fortgesetzt werden kann.

(4)  Erreicht eine Schülerin oder ein Schüler der 
Hauptschule oder der Realschule bei der Versetzung 
in den Fächern mit Klassenarbeiten einen Noten-
durchschnitt von 2,0, berät die Schule die Eltern im 
Hinblick auf einen Wechsel der Schulform.

(5)  Für den Wechsel zum Gymnasium oder in die 
Klassen 8 und 9 des Gymnasiums in der Aufbauform 
ist über Absatz 3 hinaus die Teilnahme am Unter-
richt in einer zweiten Fremdsprache ab Klasse 6  
erforderlich.

(6)  Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler, die in 
eine andere Schulform oder einen anderen Bildungs-
gang einer Sekundarschule übergehen, werden dort 
in die nächsthöhere Klasse aufgenommen, wenn 
sie die Versetzungsanforderungen dieser Schulform 
erfüllen. Dabei bleiben nicht ausreichende Leistun-
gen in der zweiten Fremdsprache unberücksichtigt, 
wenn sie dort nicht fortgesetzt wird. In den ande-
ren Fällen werden nicht versetzte Schülerinnen und 
Schüler probeweise in die nächsthöhere Klasse 
aufgenommen. In der zwölften Unterrichtswoche 
entscheidet die Versetzungskonferenz, in welcher 
Klasse die Schullaufbahn fortgesetzt wird.

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I

Bestimmungen für den Unterricht  
in den Schulformen

§ 17  Gymnasium

(1) Englisch wird ab Klasse 5 als erste Fremdspra-
che fortgeführt. Die Schule kann ab Klasse 5 außer-
dem eine andere moderne Fremdsprache oder 
Latein als zweite Fremdsprache anbieten. Über das 
Fremdsprachenangebot in Klasse 5 entscheidet die 
Schulkonferenz im Benehmen mit dem Schulträger.

(2)  Eine moderne Fremdsprache oder Latein ist ab 
Klasse 6 zweite Fremdsprache. §5 Abs. 1 Satz 1 
bleibt unberührt.

(3)  Im Wahlpflichtunterricht der Klassen 8 und 9  
bietet die Schule mindestens eine dritte Fremdspra-
che an. Daneben kann sie Fächer oder Fächerkom
binationen im mathematisch-naturwissenschaftlich- 
technischen und im gesellschaftswissenschaftlich- 
wirtschaftlichen Schwerpunkt anbieten. Schulen  
können außerdem Fächer oder Fächerkombinati-
onen im künstlerischen Schwerpunkt anbieten.

(4)  Die Ergänzungsstunden werden vorrangig 
für die Intensivierung der individuellen Förderung 
der Kompetenzen in Deutsch, Mathematik, den 
Fremdsprachen oder in den Naturwissenschaften 
verwendet, insbesondere, wenn damit eine Klassen-
wiederholung oder ein Schulformwechsel vermie-
den werden kann. Darüber hinaus können Ergän-
zungsstunden zur Profilbildung verwendet werden. 
Von den in der Stundentafel vorgesehenen Ergän-
zungsstunden sind fünf Stunden nicht für alle Schü-
lerinnen und Schüler verpflichtend. Die Schulkonfe-
renz beschließt ein Konzept für die Verwendung der 
Ergänzungsstunden auf Vorschlag der Schulleiterin 
oder des Schulleiters.

(5)  Klassenarbeiten werden in den Fächern  
Deutsch, Mathematik, den Fremdsprachen und im 
Fach des Wahlpflichtunterrichtes geschrieben.

Versetzungsbestimmungen

§ 21  Allgemeine Versetzungsbestimmungen, 
Vorversetzung, Wiederholung, Rücktritt

(1)  Das Versetzungsverfahren richtet sich nach § 50 
SchulG. Die Schule hat ihren Unterricht so zu gestal-
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(4)  Die in einem Schuljahr im Wechsel für ein Schul-
halbjahr unterrichteten Fächer eines Lernbereichs 
(Halbjahresunterricht) sind als versetzungswirksam 
anzukündigen.

(5)  Leistungen in Arbeitsgemeinschaften sind nicht 
versetzungswirksam.

§ 23  Nachprüfung

(1)  Ab Klasse 7 kann eine nicht versetzte Schülerin 
oder ein nicht versetzter Schüler eine Nachprüfung 
ablegen, um nachträglich versetzt zu werden. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter spricht die Zulas-
sung zur Nachprüfung aus, wenn in einem einzigen 
Fach durch die Verbesserung der Note von „mangel
haft“ auf „ausreichend“ die Versetzungsbedingun
gen erfüllt würden. Kommen für die Nachprüfung 
mehrere Fächer in Betracht, wählt die Schülerin oder 
der Schüler das Fach in dem die Nachprüfung abge-
legt werden soll.

(2)  Die Nachprüfung zum nachträglichen Erwerb 
eines Abschlusses oder einer Berechtigung richtet 
sich nach § 44.

(3)  Die Schulleiterin oder der Schulleiter bildet für 
die Nachprüfung einen Prüfungsausschuss und 
übernimmt den Vorsitz oder bestellt eine Vertre-
tung. Weitere Mitglieder des Prüfungsausschusses 
sind die bisherige Fachlehrerin oder der Fachlehrer 
als prüfendes Mitglied und eine weitere fachkun-
dige Lehrkraft für die Protokollführung.

(4)  Die Prüfung besteht aus einer mündlichen,  
gegebenenfalls aus einer praktischen Prüfung, in 
einem Fach mit schriftlichen Arbeiten außerdem aus 
einer schriftlichen Prüfung.

(5)  Wer auf Grund des Ergebnisses der Nachprü-
fung die Versetzungsbedingungen erfüllt, ist ver-
setzt. Die Schülerin oder der Schüler erhält ein neues 
Zeugnis mit einer um eine Notenstufe verbesserten 
Note. Das Zeugnis beträgt das Datum des Tages, an 
dem die Nachprüfung bestanden wurde. Im Übrigen 
gilt § 7.

(6)  Versäumt die Schülerin oder der Schüler aus 
einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund die 
Prüfung oder einen Teil der Prüfung, gilt die Prüfung 
als nicht bestanden. Kann sie oder er aus einem von 
ihr oder ihm nicht zu vertretenden Grund an der 
gesamten Prüfung oder an dem noch fehlenden Teil 
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ten und die Schülerinnen und Schüler so zu fördern, 
dass die Versetzung der Regelfall ist; die Standards 
müssen gewahrt bleiben.

(2)  Eine Vorversetzung ist zum Ende eines Schul-
halbjahres oder eines Schuljahres möglich. Eine 
Schule kann leistungsstarke Schülerinnen und Schü-
ler nach der Erprobungsstufe in Gruppen zusam-
menfassen, die auf Grund individueller Vorverset-
zung eine Klasse überspringen oder übersprungen 
haben.

(4)  Eine Schülerin oder ein Schüler kann auf Antrag 
der Eltern die vorhergegangene Klasse einmal  
freiweillig wiederholen oder spätestens am Ende 
des ersten Schulhalbjahres in die vorhergegangene 
Klasse zurücktreten, wenn sie oder er in der bis
herigen Klasse nicht mehr erfolgreich mitarbeiten 
kann. Darüber entscheidet die Versetzungskonfe-
renz. Zum nächsten Versetzungstermin wird eine 
Versetzung nicht erneut ausgesprochen. Erworbene 
Abschlüsse und Berechtigungen bleiben erhalten.

§ 22  Allgemeine Versetzungs- 
anforderungen

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler wird versetzt, 
wenn

1. �die Leistungen in allen Fächern und Lern
bereichen ausreichend oder besser sind oder

2. �nicht ausreichende Leistungen gemäß §§ 25 bis  
29 ausgeglichen werden können oder unbe
rücksichtigt bleiben.

(2)  Die Entscheidung der Versetzungskonferenz 
beruht auf den Leistungen der Schülerin oder des 
Schülers im zweiten Schulhalbjahr. Die Gesamtent-
wicklung während des ganzen Schuljahres und die 
Zeugnisnote im ersten Schulhalbjahr sind zu be- 
rücksichtigen.

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler kann auch dann 
versetzt werden, wenn die Versetzungsanforderun
gen aus besonderen Gründen nicht erfüllt werden 
konnten, jedoch erwartet werden kann, dass auf 
Grund der Leistungsfähigkeit, der Gesamtentwick-
lung und der Förderungsmöglichkeiten der Schule 
in der nachfolgenden Klasse eine erfolgreiche Mit-
arbeit möglich ist. Eine Versetzung nach Satz 1 ist 
ausgeschlossen, wenn damit die Vergabe eines Ab
schlusses oder einer Berechtigung verbunden ist.
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der Prüfung nicht teilnehmen, muss dies unverzüg-
lich nachgewiesen werden; wer wegen einer Krank-
heit nicht teilnehmen kann, hat ein ärztliches Attest 
vorzulegen.

§ 24  Freiwillige Wiederholung der Klassen 9 
und 10 zum Erwerb einer Berechtigung oder 
eines Abschlusses

(1)  Die Klassen 9 und 10 kann einmal freiwillig wie-
derholen, wer zwar einen Abschluss erworben hat, 
aber eine angestrebte weitere Berechtigung verfehlt 
hat. Wer die Berechtigung zum Besuch der gymna-
sialen Oberstufe erworben hat, kann die Klasse 10 
nicht wiederholen.

(2)  Über Absatz 1 hinaus kann die Klasse 10 der 
Gesamtschule einmal freiwillig wiederholen, wer 
zwar den Hauptschulabschluss nach Klasse 10, 
nicht aber den mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife) erworben hat, wenn die Versetzungskon-
ferenz festgestellt hat, dass die Teilnahme an zwei 
Erweiterungskursen im Wiederholungsjahr möglich 
ist.

(3)  Die Wiederholung einer Klasse nach den Ab
sätzen 1 und 2 setzt voraus, dass die Schülerin  
oder der Schüler dadurch die Höchstdauer der Aus- 
bildung in der Sekundarstufe I (§ 2) nicht über-
schreitet.

§ 27  Besondere Versetzungsbestimmungen 
für das Gymnasium

Eine Schülerin oder ein Schüler wird auch dann in 
die Klassen 7 bis 9 und in die Einführungsphase  
der gymnasialen Oberstufe versetzt, wenn die Leis
tungen entweder	

1) �in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, 
Mathematik, erste und zweite Fremdsprache 
mangelhaft sind und die mangelhafte Leistung 
durch eine mindestens befriedigende Leistung  
in einem anderen Fach dieser Fächergruppe 
ausgeglichen wird oder
a) ���in den übrigen Fächern entweder in nicht 

mehr als einem der übrigen Fächer nicht aus-
reichend sind oder

b) �zwar in zwei der übrigen Fächer nicht aus-
reichend, darunter in einem Fach mangelhaft 
sind, aber dies durch eine mindestens befrie-
digende Leistung in einem Fach ausgeglichen 
wird.

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I

Abschlussverfahren

§ 30  Allgemeine Bestimmungen

(1)  Der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und 
der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
werden in Klasse 10 der Hauptschule, der  Gesamt-
schule und der Sekundarschule nach einem Ab-
schlussverfahren erworben. Dies gilt auch für den 
Erwerb des mittleren Schulabschlusses (Fachober-
schulreife) und eines dem Hauptschulabschluss nach 
Klasse 10 gleichwertigen Abschlusses in der Real-
schule. Die Noten im Zeugnis am Ende der Klasse 
10 beruhen auf

1. �den schulischen Leistungen in der Klasse 10 
sowie Prüfungen in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch und

2. �den schulischen Leistungen im zweiten Halb-
jahr der Klasse 10 (§ 22 Absatz 2) in den übri- 
gen Fächern. 

Im Gymnasium werden diese Abschlüsse nach Maß-
gabe der Verordnung über den Bildungsgang und 
die Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe er
worben.

(2)  Alle Schülerinnen und Schüler der Klassen 10 der 
öffentlichen und der als Ersatzschulen genehmig- 
ten Hauptschulen, Realschulen, Gesamtschulen und 
Sekundarschulen nehmen an den Prüfungen teil.

(3)  Für die Prüfungen an einer Schule ist im Rah-
men der Vorgaben des Ministeriums die Schulleite-
rin oder der Schulleiter oder eine von ihr oder ihm 
mit der Koordination beauftragte Lehrkraft verant-
wortlich.

§ 33  Schriftliche Prüfung

(1)  Das Ministerium stellt landeseinheitliche Prü-
fungsaufgaben und bestimmt die Bearbeitungs-
dauer.

(2)  Die Prüfungsaufgaben beruhen auf den Unter-
richtsvorgaben für die Schulformen der Sekundar-
stufe I. Sie erstrecken sich auf die erwarteten Lern
ergebnisse am Ende der Klasse 10.

§ 36  Mündliche Prüfung

(1)  Die mündliche Prüfung dauert je Schülerin oder 
Schüler in der Regel 15 Minuten. Sie ist eine Einzel-
prüfung.



16GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

einen dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertigen Abschluss, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 erfüllt sind. Eine Schülerin 
oder ein Schüler des Gymnasiums erwirbt einen dem 
Hauptschulabschluss nach Klasse 10 gleichwertigen 
Abschluss nach Maßgabe der Verordnung über den 
Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymna-
sialen Oberstufe.

§ 42  Mittlerer Schulabschluss  
(Fachoberschulreife)

(1) Sind die Versetzungsanforderungen erfüllt, so 
erwirbt nach dem Abschlussverfahren am Ende der 
Klasse 10 den mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife)

1. �eine Schülerin oder ein Schüler auf der An- 
spruchsebene der Klasse 10 Typ B der Haupt-
schule

2. �eine Schülerin oder ein Schüler der Realschule 
und des Bildungsgangs der Realschule der 
Sekundarschule,

3. �eine Schülerin oder ein Schüler des Bildungs-
gangs der Erweiterungsebene der Sekundar-
schule und

4. �eine Schülerin oder ein Schüler des Bildungs-
gangs des Gymnasiums der Sekundarschule.

Das Fach des Wahlpflichtunterrichts wird in der 
Hauptschule nicht berücksichtigt.

(2)  Eine Schülerin oder ein Schüler des Gymnasiums 
erwirbt den mittleren Schulabschluss (Fachober-
schulreife) nach Maßgabe der Verordnung über den 
Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymna-
sialen Oberstufe.

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule oder der Sekundarschule erwirbt nach dem 
Abschlussverfahren am Ende der Klasse 10 den 
mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife), wenn 
sie oder er

1. �an mindestens zwei Kursen oder dem Unterricht 
in zwei Fächern auf Erweiterungsebene teilge-
nommen hat,

2. �in den Kursen auf Erweiterungsebene oder 
den Fächern mit Unterricht auf Erweiterungs- 
ebene und im Wahlpflichtunterricht mindestens 
ausreichende, in den Fächern der Grundkurse 
oder in den Fächern mit Unterricht auf der 
Grundebene mindestens befriedigende Leis-
tungen erzielt hat und

(2)  Die Fachlehrerin oder der Fachlehrer stellt die 
Prüfungsaufgabe. Sie muss aus dem Unterricht der 
Klasse 10 erwachsen sein.

Schulabschlüsse und Berechtigungen

§ 40  Hauptschulabschluss

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler der Hauptschule 
erwirbt mit der Versetzung in die Klassen 10 Typ A 
und Typ B (§25) den Hauptschulabschluss.	

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule erwirbt mit der Versetzung in die Klasse 10 
den Hauptschulabschluss, wenn die Versetzungs
anforderungen der Hauptschule (§ 21 Abs. 1, § 24 
Abs. 1 und 2) erfüllt sind.

(4)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Bildungs-
gänge der Realschule oder des Gymnasiums der 
Sekundarschule oder der Bildungsgänge der Sekun-
darschule erwirbt am Ende der Klasse 9 mit der Ver-
setzung den Hauptschulabschluss. Dies gilt auch für 
den Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleich-
wertigen Abschlusses an der Realschule und dem 
Gymnasium. Im Fall der Nichtversetzung erwirbt 
die Schülerin oder der Schüler diesen Abschluss, 
wenn sie oder er die Versetzungsanforderungen 
der Hauptschule erfüllt.

§ 41  Hauptschulabschluss 
nach Klasse 10

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler der Hauptschule, 
der Sekundarschule oder der Gesamtschule erwirbt 
nach dem Abschlussverfahren am Ende der Klasse 
10 den Hauptschulabschluss nach Klasse 10, wenn 
sie oder er die Versetzungsanforderungen gemäß 
§ 22 Absatz 1 und § 25 Absatz 1 und 2 erfüllt. In 
Klasse 10 Typ A der Hauptschule und im Bildungs-
gang der Hauptschule der Sekundarschule nach § 20 
Absatz 8 Nummer 1 werden die Leistungen in den 
Lernbereichen Arbeitslehre und Naturwissenschaf-
ten jeweils zu einer Gesamtnote zusammengefasst 
und der Fächergruppe Deutsch und Mathematik 
zugeordnet.

(2)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Realschule 
oder des Gymnasiums in Aufbauform erwirbt nach 
dem Abschlussverfahren am Ende der Klasse 10 
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zum Besuch auch der Qualifikationsphase der gym-
nasialen Oberstufe zugelassen, wenn

1. �sie oder er bis zum Ende der Klasse 10 am 
Unterricht in einer zweiten Fremdsprache teil- 
genommen hat,

2. �die Leistungen die Anforderungen nach Ab- 
satz 1 übertreffen und

3. �die Abschlusskonferenz davon überzeugt ist, 
dass sie oder er aufgrund der gezeigten Leis
tungen erfolgreich am Unterricht in der Quali-
fikationsphase teilnehmen kann.

(3)  Eine Schülerin oder ein Schüler des Gymnasiums 
erwirbt mit der Versetzung am Ende der Klasse 9 
die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe und setzt dort die Schullaufbahn in der 
Einführungsphase fort. An der Sekundarschule wird 
im Bildungsgang des Gymnasiums diese Berechti-
gung mit dem erfolgreichen Abschluss der Klasse 10 
erworben. 

(4)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule oder der Sekundarschule erwirbt mit dem 
mittleren Schulabschluss (Fachoberschulreife) die 
Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober-
stufe und setzt die Schullaufbahn dort in der Ein- 
führungsphase fort, wenn

1. �sie oder er an mindestens drei Erweiterungs-
kursen oder am Unterricht in mindestens drei 
Fächern auf Erweiterungsebene teilgenommen 
hat,

2. �die Leistungen in den Fächern der Erwei
terungskurse oder des Unterrichts der Eweite-
rungsebene und im Fach des Wahlpflichtunter-
richts mindestens befriedigend und im Fach des 
Grundkurses oder im Fach mit Unterricht auf 
der Grundebene mindestens gut sind und

3. �die Leistungen in den übrigen Fächern mindes
tens befriedigend sind.

Bei der Teilnahme an mehr als drei Erweiterungs
kursen oder am Unterricht in mehr als drei Fächern 
auf Erweiterungsebene wird die im Fach des vierten 
Erweiterungskurses oder des vierten Faches auf 
Erweiterungsebene erzielte Leistung wie eine um 
eine Notenstufe bessere Note im Fach des Grund-
kurses oder des Fachs mit Unterricht auf der Grund-
ebene gewertet. Die Berechtigung wird auch dann 
vergeben, wenn die geforderten Leistungen in 
nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, Englisch, 
Mathematik, Fach des Wahlpflichtunterrichts um 
eine Notenstufe unterschritten werden und diese 
Leistung durch eine bessere Note in einem anderen 

3. �in den anderen Fächern bei sonst mindestens 
ausreichenden Leistungen in zwei Fächern min-
destens befriedigende Leistungen erzielt hat.

Hat eine Schülerin oder ein Schüler mehr als zwei 
Erweiterungskurse oder Fächer mit Unterricht auf 
Erweiterungsebene besucht, werden die Leistun-
gen in diesen Fächern wie eine um eine Noten-
stufe bessere Leistung im Grundkurs oder auf der 
Grundebene gewertet. Der Abschluss wird auch 
dann vergeben, wenn die geforderten Leistungen 
in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, Eng-
lisch, Mathematik, Fach des Wahlpflichtunterrichts 
oder in nicht mehr als einem der übrigen Fächer 
um eine Notenstufe unterschritten werden und 
diese Leistung durch eine bessere Leistung in einem 
anderen Fach ausgeglichen wird; dabei muss die 
Minderleistung in den Fächern Deutsch, Englisch, 
Mathematik, Fach des Wahlpflichtunterrichts durch 
eine bessere Leistung in einem anderen Fach dieser 
Fächergruppe ausgeglichen werden. Eine Unter-
schreitung der Leistungen in den übrigen Fächern 
um bis zu zwei Notenstufen bleibt unberücksichtigt.

§ 43  Berechtigung zum Besuch der  
gymnasialen Oberstufe

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler der Hauptschule, 
der Realschule, der entsprechenden Bildungsgänge 
der Sekundarschule oder der Grundebene der 
Sekundarschule erwirbt mit dem mittleren Schulab-
schluss (Fachoberschulreife) die Berechtigung zum 
Besuch der gymnasialen Oberstufe und setzt die 
Schullaufbahn dort in der Einführungsphase fort, 
wenn ihre oder seine Leistungen in allen Fächern 
mindestens befriedigend sind. Ausreichende Leis-
tungen in nicht mehr als einem der Fächer Deutsch, 
Mathematik und Englisch müssen durch mindestens 
gute Leistungen in einem anderen dieser Fächer 
ausgeglichen werden. Bis zu zwei ausreichende 
Leistungen und eine weitere ausreichende oder 
mangelhafte Leistung in der Gruppe der übrigen 
Fächer müssen durch jeweils mindestens gute Leis-
tungen in anderen Fächern ausgeglichen werden. 
Jedes Fach darf nur einmal zum Ausgleich heran- 
gezogen werden.

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler der Realschule, 
der Realschule in der Aufbauform, des Bildungs-
gangs der Realschule an einer Sekundarschule oder 
der Erweiterungsebene der Sekundarschule mit der 
Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober-
stufe wird durch Beschluss der Abschlusskonferenz 
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stufe zugelassen, wenn sie oder er bis zum Ende der 
Klasse 10 am Unterricht in einer zweiten Fremdspra-
che teilgenommen hat, die Leistungen die Anforde-
rungen nach Absatz 4 übertreffen und die Abschluss-
konferenz davon überzeugt ist, dass sie oder er 
aufgrund der gezeigten Leistungen erfolgreich am 
Unterricht der Qualifikationsphase teilnehmen kann.

(6)  Die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe schließt die Berechtigung zum Besuch der 
Bildungsgänge des Berufskollegs ein, die zur allge-
meinen Hochschulreife führen.

Fach dieser Fächergruppe ausgeglichen wird. Bis zu 
zwei Unterschreitungen um eine Notenstufe und 
eine weitere Unterschreitung um bis zu zwei Noten-
stufen in der Gruppe der übrigen Fächer müssen 
durch jeweils mindestens gute Leistungen in ande-
ren Fächern ausgeglichen werden. Jedes Fach darf 
nur einmal zum Ausgleich herangezogen werden.

(5)  Eine Schülerin oder ein Schüler der Gesamt-
schule oder der Sekundarschule mit der Berechti-
gung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe wird 
durch Beschluss der Abschlusskonferenz zum Besuch 
auch der Qualifikationsphase der gymnasialen Ober-

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I
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Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Geltungsbereich, Ziel und Gliederung  
des Bildungsganges

(1)  Diese Verordnung gilt für die gymnasiale Ober-
stufe des Gymnasiums und der Gesamtschule.

(2)  Die gymnasiale Oberstufe setzt die Bildungs- 
und Erziehungsarbeit der Sekundarstufe I fort, ver-
tieft und erweitert sie; sie schließt mit der Abiturprü-
fung ab und vermittelt die allgemeine Hochschul-
reife. Individuelle Schwerpunktsetzung und vertiefte 
allgemeine Bildung führen auf der Grundlage eines 
wissenschaftspropädeutischen Unterrichts zur allge-
meinen Studierfähigkeit und bereiten auf die Berufs- 
und Arbeitswelt vor.

(3)  Die gymnasiale Oberstufe besteht aus der Ein
führungsphase und der Qualifikationsphase. Der 
Pflichtunterricht umfasst insgesamt 102 Wochen-
stunden. Am Ende der Qualifikationsphase finden 
die Zulassung zur Abiturprüfung und die Abiturprü-
fung statt. Aus den anrechenbaren Leistungen aus 
der Qualifikationsphase und in der Abiturprüfung 
wird eine Gesamtqualifikation ermittelt, die die 
Grundlage für die Zuerkennung der allgemeinen 
Hochschulreife ist.

§ 2  Dauer des Bildungsganges

(1)  Der Besuch der gymnasialen Oberstufe dauert  
in der Regel drei, wenigstens zwei und höchstens 
vier Jahre. Wer innerhalb der Vierjahresfrist nicht 
mehr die Zulassung zur Abiturprüfung erlangen 
kann, muss die gymnasiale Oberstufe verlassen.
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Auszug aus der Verordnung vom 5. Oktober 1998 mit Änderungen vom 1. Mai 2020 

(Stand vom 15. Juli 2024)
Diese Vorschriften – APO-GOStB – gelten für Schülerinnen und Schüler des gymnasialen Bildungsganges,  

die ab dem Schuljahr 2010/2011 in die gymnasiale Oberstufe eintreten (Schulzeit 12 Jahre).  
Sie gilt ebenso für Schülerinnen und Schüler an Gesamtschulen, die ab dem Schuljahr 2011/2012  

in die Oberstufe eintreten (Schulzeit 13 Jahre).
Stand vom 13. Juli 2023

Bildungsgang in der gymnasialen Oberstufe

§ 3  Aufnahmevoraussetzungen

(1)  Voraussetzung für die Aufnahme in die Ein-
führungsphase der gymnasialen Oberstufe ist die 
an Schulen der Sekundarstufe I oder II gemäß § 41 
APO-S I erworbene Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe.

Bestimmungen für den Unterricht

§ 6  Grundstruktur der Unterrichts
organisation und allgemeine Belegungs
bedingungen

(1)  In die Einführungsphase wird der Unterricht in 
Grundkursen, in der Qualifikationsphase in Grund- 
und Leistungskursen erteilt. Soweit diese Verord-
nung nichts anderes bestimmt, werden Grundkurse 
mit drei, Grundkurse in neu einsetzenden Fremd-
sprachen mit vier und Leistungskurse mit fünf 
Wochenstunden unterrichtet. Jeder Kurs dauert ein 
Schulhalbjahr.

(3)  Grund- und Leistungskurse werden den Schüle-
rinnen und Schülern in einem Pflichtbereich und in 
einem Wahlbereich angeboten. Sie wählen die für 
ihre jeweilige Schullaufbahn erforderlichen Grund- 
und Leistungskurse aus dem Unterrichtsangebot  
der Schule.

(4)  Die drei Aufgabenfelder sind bei der Einrich-
tung der Leistungskurse möglichst differenziert zu 
berücksichtigen. Mindestens Deutsch, eine Fremd-
sprache, Mathematik, eine Naturwissenschaft und 
eine Gesellschaftswissenschaft sind als Leistungs-
kurse zur Wahl zu stellen.

www.aufgabenbuch.de
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Fremdsprache oder ein weiteres Fach des mathe
matisch-naturwissenschaftlich-technischen Aufga-
benfeldes.

(5)  Schülerinnen und Schüler, die keinen aufsteigen- 
den Pflichtunterricht im Umfang von vier Jahren in 
einer zweiten Fremdsprache bis zum Ende der Se- 
kundarstufe I erhalten haben, müssen zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife in der gymnasialen 
Oberstufe eine neu einsetzende zweite Fremdspra-
che durchgehend im Umfang von vier Wochenstun- 
den belegen. Wer in der Jahrgangsstufe 8 eine 
zweite Fremdsprache begonnen hat, muss diese  
bis zum Ende der Einführungsphase fortführen.

§ 9  Versetzung in die Qualifikationsphase

(1)  Die Versetzung in die Qualifikationsphase rich-
tet sich nach § 50 SchulG.

(3)  Grundlage der Versetzungsentscheidung sind 
die Leistungen in den neun Kursen des Pflichtbe-
reichs gemäß § 8 Abs. 2 und in einem Kurs des 
Wahlbereichs gemäß § 8 Abs. 4, die im zweiten 
Halbjahr der Einführungsphase seit der letzten 
Zeugniserteilung erbracht wurden. 

(4)  Die Versetzung wird ausgesprochen, wenn in 
den zehn versetzungswirksamen Kursen ausreichen
de oder bessere Leistungen erzielt wurden. Versetzt 
wird auch, wer in nicht mehr als einem der ver
setzungswirksamen Kurse mangelhafte und in den 
übrigen Kursen mindestens ausreichende Leistungen 
erbracht hat. Mangelhafte Leistungen in einem der 
Fächer Deutsch, Mathematik und der fortgeführten 
Fremdsprache gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 müssen 
durch eine mindestens befriedigende Leistung in 
einem anderen Fach dieser Fächergruppe ausge
glichen werden. In allen anderen Fällen ist eine  
Versetzung nicht möglich.

§ 10  Nachprüfung

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der 
nicht versetzt worden ist, kann zu Beginn des fol-
genden Schuljahres eine Nachprüfung ablegen, um 
nachträglich versetzt zu werden. Eine Zulassung 
zur Nachprüfung ist nur möglich, wenn die Ver-
besserung einer mangelhaften Leistung in einem 
einzigen Fach um eine Notenstufe genügt, um die 
Versetzungsbedingungen zu erfüllen. Eine Nachprü-

(6)  Die zu belegenden Fächer der gemeinsamen 
Grundbildung (§ 11) und die Abiturfächer (§ 12) 
sind grundsätzlich von der Einführungsphase an 
durchgehend in jedem Halbjahr entsprechend der 
jeweiligen Dauer der Pflichtbindungen zu belegen. 
Diese Fächer werden als Folgekurse unterrichtet.

(7)  Kurse, die mit null Punkten abgeschlossen wer-
den, gelten als nicht belegt.

(8)  Im selben Fach dürfen Grund- und Leistungs-
kurse nicht belegt werden.

(9)  Abiturfächer, die zu Beginn des ersten Jahres 
der Qualifikationsphase als Leistungskurs und zu 
Beginn des zweiten Jahres der Qualifikationsphase 
als Grundkurs geführt werden, werden unabhängig 
von der Zahl der teilnehmenden Schülerinnen und 
Schüler bis zur Abiturprüfung fortgesetzt.

§ 7  Aufgabenfelder und Unterrichtsfächer

(1)  Die in der Oberstufe unterrichteten Fächer wer-
den wie folgt Aufgabenfeldern zugeordnet:

1. �dem sprachlich-literarisch-künstlerischen Auf-
gabenfeld (Aufgabenfeld I): Deutsch, Musik, 
Kunst, Englisch, Französisch, usw.;

2. �dem gesellschaftswissenschaftlichen Aufgaben
feld (Aufgabenfeld II): Geschichte, Geographie, 
Philosophie, Sozialwissenschaften, Recht, Erzie-
hungswissenschaft, Psychologie;

3. �dem mathematisch-naturwissenschaftlich-tech-
nischen Aufgabenfeld (Aufgabenfeld III): Mathe- 
matik, Physik, Biologie, Chemie, Ernährungs-
lehre, Informatik, Technik.

§ 8  Einführungsphase

(1)  Die Aufgabe der Einführungsphase besteht 
darin, die Schülerinnen und Schüler inhaltlich und 
methodisch auf die Anforderungen der Qualifika
tionsphase vorzubereiten. In der Einführungspha- 
se beträgt die Schülerwochenstundenzahl durch-
schnittlich 34 Unterrichtsstunden.

(2)  Im Pflichtbereich sind in beiden Schulhalbjah-
ren durchgehend neun Grundkurse zu belegen, 
und zwar Deutsch, Mathematik, eine in der Sekun-
darstufe I begonnene erste oder zweite oder dritte 
Fremdsprache, Kunst oder Musik, ein gesellschafts-
wissenschaftliches Fach, ein naturwissenschaftliches 
Fach (Physik, Biologie, Chemie), Religionslehre und  
Sport. Neuntes Pflichtfach ist entweder eine weitere 
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2. �Eine in der Sekundarstufe I begonnene und 
in der Einführungsphase fortgeführte Fremd-
sprache wird mindestens in Grundkursen bis 
zum Ende der Qualifikationsphase fortgeführt. 
Diese Bedingung kann auch durch einen in 
der Sekundarstufe II durchgehend belegten 
vierstündigen Grundkurs in einer neu einset-
zenden Fremdsprache erfüllt werden. Die aus 
der Sekundarstufe I fortgeführte Fremdsprache 
muss in diesen Fällen mindestens bis zum Ende 
der Einführungsphase belegt werden.

3. �Schülerinnen und Schüler, die in der Sekun
darstufe I keinen fortlaufenden Pflichtunter-
richt in einer zweiten Fremdsprache erhalten 
haben, müssen zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife in der Qualifikationsphase ihre 
gemäß § 8 Abs. 5 im ersten Halbjahr der Ein-
führungsphase begonnene zweite Fremdspra-
che kontinuierlich bis zum Ende des letzten 
Halbjahres der Qualifikationsphase fortsetzen.

4. �In der Qualifikationsphase sind mindestens zwei 
aufeinander folgende Grundkurse in Kunst oder 
Musik zu belegen. Anstelle eines künstlerischen 
Faches können auch zwei instrumentalprak-
tische oder zwei vokalpraktische Grundkurse 
oder zwei Grundkurse in Literatur in der Quali- 
fikationsphase belegt werden.

(3)  Im gesellschaftswissenschaftlichen Aufgaben-
feld sind in der Qualifikationsphase folgende Pflicht-
kurse zu belegen:

1. �Das aus der Einführungsphase fortgeführte 
gesellschaftswissenschaftliche Fach wird min-
destens in Grundkursen bis zum Ende der 
Qualifikationsphase belegt.

2. �Schülerinnen und Schüler, die das Fach Ge
schichte gewählt haben, belegen in der Regel 
im zweiten Jahr der Qualifikationsphase zusätz-
lich zwei Grundkurse in Sozialwissenschaften.

3. �Schülerinnen und Schüler, die das Fach Sozial-
wissenschaften gewählt haben, belegen in der 
Regel im zweiten Jahr der Qualifikationsphase 
zusätzlich zwei Grundkurse in Geschichte.

4. �Schülerinnen und Schüler, die ein anderes Fach 
des gesellschaftswissenschaftlichen Aufgaben-
feldes gewählt haben, belegen in der Regel im 
zweiten Jahr der Qualifikationsphase zusätzlich 
je zwei Grundkurse in Geschichte und in Sozial-
wissenschaften.

(4)  Im mathematisch-naturwissenschaftlichen Auf-
gabenfeld sind mindestens folgende Pflichtkurse zu 
belegen:

fung ist nicht möglich, wenn die Einführungsphase 
bereits wiederholt wurde. Die Nachprüfung findet in 
der letzten Woche vor Unterrichtsbeginn des neuen 
Schuljahres statt.

(2)  Die Nachprüfung besteht aus einer mündlichen 
Prüfung, in einem Fach mit Klausuren außerdem 
aus einer schriftlichen Prüfung, im Fach Sport aus 
einer Fachprüfung. Die Prüfungsaufgaben sind dem 
Unterricht des zweiten Halbjahres der Einführungs-
phase zu entnehmen. Sie werden in der Regel von 
der bisherigen Fachlehrerin oder dem bisherigen 
Fachlehrer gestellt.

(3)  Die mündliche Prüfung findet vor einem Prü-
fungsausschuss unter dem Vorsitz der Schulleiterin 
oder des Schulleiters oder einer von ihr oder ihm 
hierfür bestellten Vertretung statt. Fachprüferin oder 
Fachprüfer ist in der Regel die bisherige Fachlehr-
kraft. Eine von der Schulleiterin oder vom Schullei-
ter bestellte Fachbeisitzerin oder ein Fachbeisitzer 
führt das Protokoll. Das einzelne Prüfungsgespräch 
dauert mindestens 15, höchstens 20 Minuten. Der 
Prüfungsausschuss setzt die Note für die mündliche 
Prüfungsleistung mit einfacher Mehrheit fest.

(5)  Wer die Prüfung mit mindestens ausreichendem 
Ergebnis bestanden hat, ist versetzt und erhält ein 
neues Zeugnis mit der Note „ausreichend“ in dem 
Prüfungsfach. Das Zeugnis trägt das Datum des 
Tages, an dem die Nachprüfung bestanden wurde. 
Wer die Prüfung nicht bestanden hat, wiederholt  
die Einführungsphase.

§ 11  Qualifikationsphase

(1)  In der Qualifikationsphase beträgt die Schü-
lerwochenstundenzahl durchschnittlich 34 Unter-
richtsstunden. Die Schülerinnen und Schüler wählen 
aus den in der Einführungsphase belegten Fächern 
des Pflicht- und Wahlbereichs zwei Fächer als 
Leistungskurse und mindestens sieben Fächer als 
Grundkurse. Darüber hinaus stehen zur Erfüllung 
der Pflichtbedingungen gemäß Satz 1 bis zu zwei 
Halbjahreskurse in Vertiefungsfächern und höchs-
tens ein Projektkurs zur Verfügung. Die Vorgaben 
für die Wahl der Abiturfächer (§ 12)  sind bei der 
Belegung zu beachten.

(2)  Im sprachlich-literarisch-künstlerischen Aufga-
benfeld sind mindestens folgende Pflichtkurse zu 
belegen:

1. �Deutsch wird mindestens in Grundkursen bis 
zum Ende der Qualifikationsphase fortgeführt.
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und den Leistungen im Beurteilungsbereich „Sons
tige Mitarbeit“ (§ 15). Die Kursabschlussnote wird 
gleichwertig aus den Endnoten beider Beurteilungs-
bereiche gebildet. Eine rein rechnerische Bildung der 
Kursabschlussnote ist unzulässig, vielmehr ist die 
Gesamtentwicklung der Schülerin oder des Schülers 
im Kurshalbjahr zu berücksichtigen. Bei Kursen ohne 
Klausuren ist die Endnote im Beurteilungsbereich 
„Sonstige Mitarbeit“ die Kursabschlussnote.

(2)  Die Bewertung der Leistungen richtet sich nach 
deren Umfang und der richtigen Anwendung der 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie 
der Art der Darstellung. Bei der Bewertung schrift-
licher Arbeiten sind Verstöße gegen die sprachliche 
Richtigkeit in der deutschen Sprache und gegen 
die äußere Form angemessen zu berücksichtigen. 
Gehäufte Verstöße führen zur Absenkung der Leis
tungsbewertung um eine Notenstufe in der Ein-
führungsphase und um bis zu zwei Notenpunkte 
gemäß § 16 Abs. 2 in der Qualifikationsphase. Im 
Übrigen gelten die in den Lehrplänen festgelegten 
Grundsätze.

(3)  Die Lehrerin oder der Lehrer ist verpflichtet, 
die Schülerinnen und Schüler zu Beginn des Kurses 
über die Zahl und Art der geforderten Klausuren 
und Leistungsnachweise im Beurteilungsbereich 
„Sonstige Mitarbeit“ zu informieren. Etwa in der 
Mitte des Kurshalbjahres unterrichtet die Lehrkraft 
die Schülerinnen und Schüler über den bis dahin 
erreichten Leistungsstand. Die Kursabschlussnote 
in Kursen des letzten Halbjahres der Qualifikati-
onsphase wird vor der ersten Sitzung des Zentralen 
Abiturausschusses bekannt gegeben.

(4)  Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, 
die geforderten Leistungsnachweise zu erbringen. 
Verweigert eine Schülerin oder ein Schüler einzelne 
Leistungen oder sind Leistungen in einem Fach aus 
von ihr oder ihm zu vertretenden Gründen nicht 
beurteilbar, wird die einzelne Leistung oder die 
Gesamtleistung wie eine ungenügende Leistung 
bewertet (§ 48 Abs. 5 SchulG).

(5)  Schülerinnen und Schülern, die aus von ihnen 
nicht zu vertretenden Gründen die erforderlichen 
Leistungsnachweise nicht erbracht haben, ist Gele-
genheit zu geben, die vorgesehenen Leistungsnach-
weise nachträglich zu erbringen. Im Einvernehmen 
mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter kann die 
Fachlehrkraft den Leistungsstand auch durch eine 
Prüfung feststellen (§ 48 Abs. 4 SchulG).

1. �Mathematik wird mindestens in Grundkursen 
bis zum Ende der Qualifikationsphase fortge-
führt.

2. �Ein aus der Einführungsphase fortgeführtes 
naturwissenschaftliches Fach (Physik, Biologie 
oder Chemie) wird mindestens in Grundkursen 
bis zum Ende der Qualifikationsphase fortge-
führt.

(6)  Religionslehre oder das Fach gemäß § 8 Abs. 3 
wird mindestens mit zwei Grundkursen fortgeführt.

(7)  Sport wird bis zum Ende der Qualifikations-
phase fortgeführt.

§ 12  Wahl der Abiturfächer

(1)  Die Abiturprüfung wird in vier Fächern abgelegt, 
mit denen die drei Aufgabenfelder (§ 7) erfasst wer-
den müssen. Das sprachlich-literarisch-künstlerische 
Aufgabenfeld kann nur durch Deutsch oder eine 
Fremdsprache abgedeckt werden.

(2)  Unter den vier Abiturfächern müssen zwei der 
Fächer Deutsch, Mathematik und Fremdsprache 
sein.

(3)  Erstes und zweites Abiturfach sind die zu  
Beginn der Qualifikationsphase bestimmten beiden 
Leistungskursfächer. Als drittes und viertes Abi
turfach werden zu Beginn des zweiten Jahres der 
Qualifikationsphase zwei Grundkursfächer festge-
legt. Abiturfächer müssen in der Einführungsphase 
in Grundkursen und spätestens von dem ersten Jahr 
der Qualifikationsphase an als Fächer mit Klausuren 
belegt sein.

(4)  Das erste Leistungskursfach (erstes Abiturfach) 
muss eine aus der Sekundarstufe I fortgeführte 
Fremdsprache oder Mathematik oder eine Natur
wissenschaft oder Deutsch sein.

Leistungsbewertung

§ 13  Grundsätze der Leistungsbewertung, 
Nachteilsausgleich

(1)  Im Kurssystem der gymnasialen Oberstufe ergibt 
sich die jeweilige Kursabschlussnote in einem Kurs 
mit schriftlichen Arbeiten (Klausuren) aus den Leis
tungen im Beurteilungsbereich „Klausuren“ (§ 14) 
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(3)  In der Qualifikationsphase wird nach Festlegung 
durch die Schule eine Klausur durch eine Facharbeit 
ersetzt. Die Verpflichtung zur Anfertigung einer 
Facharbeit entfällt bei Belegung eines Projektkurses.

(4)  In einer Woche dürfen für die einzelne Schülerin 
oder den einzelnen Schüler in der Regel nicht mehr 
als drei Klausuren angesetzt werden. Die Klausuren 
sind in der Regel vorher anzukündigen. An einem 
Tag darf in der Regel nur eine Klausur geschrieben 
werden. Für die Klausuren gelten im Übrigen die 
Richtlinien und Lehrpläne für den Unterricht in der 
gymnasialen Oberstufe. Die Aufgabenstellung muss 
auf die Anforderungen in der Abiturprüfung vorbe-
reiten.

(5)  Die Klausuren werden nach Benotung und 
Besprechung mit den Schülerinnen und Schülern 
diesen mit nach Hause gegeben, damit die Eltern 
Kenntnis nehmen können; sie sind auf Verlangen 
spätestens nach einer Woche an die Schule zurück-
zugeben.

(7)  Am Ende der Projektkurse wird eine Jahresnote 
erteilt, die sich zu gleichen Teilen aus der Abschluss-
note der beiden Halbjahresleistungen im Bereich 
„Sonstige Mitarbeit“ und einer weitgehend eigen-
ständigen Dokumentation, die in Umfang und An
forderungen den Ergebnissen zweier Schulhalbjahre 
entspricht, zusammensetzt. Bei Arbeiten, an denen 
mehrere Schülerinnen und Schüler beteiligt sind, 
muss die individuelle Schülerleistung erkennbar 
sein.

§ 16 Notenstufen und Punkte

(1)  Die in der Einführungsphase erbrachten Schüler-
leistungen werden mit den Notenstufen gemäß § 48 
Abs. 3 SchulG bewertet.

(2)  Die in der Qualifikationsphase erteilten Kursab-
schlussnoten und die in der Abiturprüfung erteilten 
Noten werden in Punkte übertragen. Dafür gilt fol-
gender Schlüssel:

sehr gut (15-13 Punkte)	  
Die Leistungen entsprechen den Anforderungen in 
besonderem Maße.

gut (12-10 Punkte)	 
Die Leistungen entsprechen den Anforderungen voll.

befriedigend (9-7 Punkte)	  
Die Leistungen entsprechen den Anforderungen im 
Allgemeinen.

(6)  Bei einem Täuschungsversuch

a) � kann der Schülerin oder Schüler aufgegeben 
werden, den Leistungsnachweis zu wiederho-
len, wenn der Umfang der Täuschung nicht 
feststellbar ist,

b) � können einzelne Leistungen, auf die sich der 
Täuschungsversuch bezieht, für ungenügend 
erklärt werden,

c) � kann die gesamte Leistung für ungenügend er
klärt werden, wenn es sich um einen umfang-
reichen Täuschungsversuch handelt.

Wird eine Täuschungshandlung erst nach Abschluss 
der Leistung festgestellt, ist entsprechend zu ver- 
fahren.

(7)  Soweit es die Behinderung oder der sonderpä-
dagogische Förderbedarf einer Schülerin oder eines 
Schülers erfordert, kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter Vorbereitungszeiten und Prüfungszeiten 
angemessen verlängern und sonstige Ausnahmen vom 
Prüfungsverfahren zulassen; in Prüfungen mit landes-
einheitlich gestellten Aufgaben entscheidet an Stelle 
der Schulleiterin oder des Schulleiters die obere Schul-
aufsichtsbehörde. Entsprechendes gilt bei einer beson-
ders schweren Beeinträchtigung des Lesens und Recht-
schreibens. Die fachlichen Leistungsanforderungen bei 
Abschlüssen und Berechtigungen bleiben unberührt.

§ 14 Beurteilungsbereich „Klausuren“  
und „Projekte“

(1)  In der Einführungsphase sind in Deutsch, Ma
thematik, den Fremdsprachen je Halbjahr zwei, in 
einem gesellschaftswissenschaftlichen und einem 
naturwissenschaftlichen Fach je Halbjahr ein bis 
zwei Klausuren zu schreiben. Die Schülerin oder der 
Schüler kann weitere Grundkursfächer als Fächer 
mit Klausuren wählen. Eine Klausur in den Fächern 
Deutsch und Mathematik wird landeseinheitlich 
zentral gestellt.

(2)  In den ersten drei Halbjahren der Qualifikations-
phase sind in den zwei Leistungskursfächern und in 
mindestens zwei von der Schülerin oder dem Schüler 
gewählten Grundkursfächern je zwei Klausuren zu 
schreiben. Unter den Fächern mit Klausuren müssen 
die Abiturfächer, Deutsch, Mathematik, eine Fremd-
sprache, in jedem Fall die in der Einführungsphase 
neu einsetzenden Fremdsprachen, und das gemäß  
§ 11 Abs. 5 gewählte Pflichtfach sein. Im letzten 
Halbjahr der Qualifikationsphase ist im ersten bis 
dritten Abiturfach je eine Klausur zu schreiben.
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ausreichend (6-5 Punkte)	  
Die Leistungen weisen zwar Mängel auf, entspre-
chen aber im Ganzen noch den Anforderungen.

schwach ausreichend (4 Punkte)	  
Die Leistungen weisen Mängel auf und entspre-
chen den Anforderungen nur noch mit Einschrän-
kungen.*)

mangelhaft (3-1 Punkte)	  
Die Leistungen entsprechen den Anforderungen 
nicht, lassen jedoch erkennen, dass die notwen- 
digen Grundkenntnisse vorhanden sind und die 
Mängel in absehbarer Zeit behoben werden können.

ungenügend (0 Punkte)	  
Die Leistungen entsprechen den Anforderungen 
nicht und selbst die Grundkenntnisse sind so 
lückenhaft, dass die Mängel in absehbarer Zeit  
nicht behoben werden können.

*) Eine oder mehrere schwach ausreichende Leistungen 
können dazu führen, dass die notwendigen Punktzahlen 
gemäß §§ 19, 28 bis 31, 39 nicht erreicht werden.

§ 17 Besondere Lernleistung

(1)  Im Rahmen der für die Abiturprüfung vorge-
sehenen Punktzahl (§ 29) kann Schülerinnen und 
Schülern eine besondere Lernleistung angerechnet 
werden, die im Rahmen oder Umfang eines mindes- 
tens zwei Halbjahre umfassenden Kurses erbracht 
wird. Als besondere Lernleistung können ein um
fassender Beitrag aus einem von den Ländern  
geförderten Wettbewerb oder die Ergebnisse des 
Projektkurses oder eines umfassenden fachlichen 
oder fachübergreifenden Projektes gelten.

§ 19 Rücktritt und Wiederholung

(1)  Wer in dem ersten Jahr der Qualifikations-
phase nicht mehr erfolgreich mitarbeiten kann, 
kann bis zum Ende des ersten Halbjahres der Quali- 
fikationsphase auf Antrag in die Einführungsphase 
zurücktreten. Die Leistungsbewertungen im ersten 
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Durchgang des zweiten und dritten Halbjahres der 
gymnasialen Oberstufe und die Entscheidung über 
die Versetzung in die Qualifikationsphase werden 
unwirksam. Am Ende des zweiten Halbjahres der 
Einführungsphase wird erneut über die Versetzung 
in die Qualifikationsphase entschieden.

(2)  Eine Wiederholung des ersten Jahres der Quali- 
fikationsphase oder des zweiten und dritten Halb-
jahres der Qualifikationsphase ist unter folgenden 
Voraussetzungen möglich oder notwendig:

1. �Wer am Ende des zweiten oder dritten Halb-
jahres der Qualifikationsphase in zwei der be
legten Leistungskurse vier oder weniger Punkte 
der einfachen Wertung erreicht hat oder wes-
sen Zulassung zur Abiturprüfung im Grundkurs-
bereich gefährdet erscheint, kann auf Antrag 
die beiden ersten Halbjahre oder das zweite 
und dritte Halbjahr der Qualifikationsphase 
wiederholen.

2. �Wer am Ende des zweiten oder dritten Halb-
jahres der Qualifikationsphase in vier der beleg
ten Leistungskurse vier oder weniger Punkte 
der einfachen Wertung erreicht hat, muss die 
beiden zuletzt besuchten Halbjahre wiederho-
len. Die betreffende Jahrgangsstufe muss eben-
falls wiederholt werden, wenn in einem Leis- 
tungskurs null Punkte erreicht wurden oder 
wenn feststeht, dass Leistungsausfälle im 
Grundkursbereich bis zur Zulassung nicht mehr 
aufholbar sind.

3. �Die Leistungsbewertungen im ersten Durchgang 
der wiederholten Halbjahre werden unwirksam.

(3)  Wer nach der Wiederholung des ersten Jahres 
der Qualifikationsphase nicht wenigstens in einem 
der vier belegten Leistungskurse fünf Punkte der 
einfachen Wertung erreicht oder wer einen Leis
tungskurs mit null Punkten abgeschlossen hat, muss 
die gymnasiale Oberstufe verlassen. Dies gilt auch, 
wenn feststeht, dass Leistungsausfälle im Grund-
kursbereich nicht mehr aufholbar sind oder wenn 
am Ende des dritten Halbjahres der Qualifikations-
phase feststeht, dass die Zulassungsvoraussetzun
gen nicht mehr erfüllt werden können.



25GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

nachholen. Bereits abgelegte Teile der Prüfung wer-
den gewertet. 

§ 32 Fächer der schriftlichen Prüfung

(1)  Im ersten bis dritten Abiturfach ist von jeder 
Schülerin und jedem Schüler je eine schriftliche 
Arbeit anzufertigen.

(2)  Die schriftliche Prüfung dauert in den Leistungs-
kursfächern viereinviertel und im dritten Abiturfach 
drei Zeitstunden.

§ 33 Aufgaben und Verfahren für die  
schriftliche Prüfung

(1)  Die Prüfungsaufgaben für die schriftlichen Prü-
fungen werden von der obersten Schulaufsichts- 
behörde landeseinheitlich gestellt. Über Ausnahmen 
entscheidet die oberste Schulaufsichtsbehörde unter 
Festlegung besonderer Verfahrensregelungen. Die 
Aufgaben werden auf der Grundlage der Lehrpläne 
für die gymnasiale Oberstufe erstellt; sie entstam-
men der Qualifikationsphase und umfassen unter-
schiedliche Sachgebiete.

(2)  Den Schülerinnen und Schülern werden nach 
Maßgabe der Lehrpläne und im Rahmen der jähr-
lichen Vorgaben zu den unterrichtlichen Vorausset-
zungen für die schriftlichen Prüfungen im Abitur bei 
den Prüfungsarbeiten Wahlmöglichkeiten eröffnet.

§ 34 Beurteilung der schriftlichen Arbeiten

(1)  Die schriftliche Prüfungsarbeit wird von der zu
ständigen Fachlehrkraft in einem vorgegebenen kri-
teriengeleiteten Beurteilungsverfahren (§ 33 Abs. 4) 
korrigiert. Einer aus der Summe der erbrachten Teil-
leistungen ermittelten Punktsumme wird eine Note, 
gegebenenfalls mit Tendenz, zugeordnet.

(2)  Jede Arbeit wird von einer zweiten, von der 
oberen Schulaufsichtsbehörde beauftragten Fach-
lehrkraft korrigiert und bewertet. Sofern die Bewer-
tungen der Fachlehrkräfte voneinander abweichen, 
wird die abschließende Note wie folgt ermittelt:

1. �Bei einer Abweichung bis zu drei Notenpunkten 
(§ 16 Abs. 2) aus dem arithmetischen Mittel der 
den jeweiligen Notenurteilen zugrunde liegen-
den Punktsummen (Absatz 1),

Ordnung der Abiturprüfung
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Allgemeine Bestimmungen

§ 20 Zweck der Prüfung

Durch die Abiturprüfung wird festgestellt, ob die 
Schülerin oder der Schüler das Ziel des Bildungs-
ganges erreicht hat. Mit dem Bestehen der staatli-
chen Abschlussprüfung wird die allgemeine Hoch-
schulreife zuerkannt.

§ 21 Ort, Zeit und Gliederung der Prüfung

(1)  Die Abiturprüfung findet an den öffentlichen 
und den als Ersatzschulen genehmigten Gymnasien 
und Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe am 
Ende der Qualifikationsphase statt. Sie besteht aus 
einer schriftlichen und mündlichen Prüfung.

(2)  Im ersten bis dritten Abiturfach wird schriftlich 
und gegebenfalls mündlich, im vierten Abiturfach 
wird mündlich geprüft.

§ 22 Prüfungsanforderungen

In der Abiturprüfung sollen die Schülerinnen und 
Schüler nachweisen, dass sie grundlegende Kennt-
nisse und Einsichten in ihren Prüfungsfächern 
erworben haben, fachspezifische Methoden selbst-
ständig anwenden können und offen für fachüber-
greifende Perspektiven sind. Die Aufgabenstellung 
in der Abiturprüfung muss den Richtlinien und Lehr-
plänen für den Unterricht in der gymnasialen Ober-
stufe entsprechen.

§ 23 Rücktritt, Erkrankung, Versäumnis

(1)  Eine Schülerin oder ein Schüler kann bis zur 
Zulassungsentscheidung (§ 30) von der Abitur
prüfung zurücktreten, wenn die Höchstverweildauer 
(§ 2 Abs. 1) dadurch nicht überschritten wird. Bei 
Rücktritt wird das zweite Jahr der Qualifikations-
phase gemäß § 31 wiederholt. Bei einem Rücktritt 
nach der Zulassungsentscheidung gilt die Prüfung 
als nicht bestanden.

(2)  Wer unmittelbar vor oder während der Abitur-
prüfung erkrankt, kann nach Genesung die gesamte 
Prüfung oder den noch fehlenden Teil der Prüfung 
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§ 37 Verfahren bei der mündlichen Prüfung

(1)  Schülerinnen und Schüler, für die gemäß § 36 
Abs. 2 Nr. 2 mündliche Prüfungen angesetzt wor-
den sind, werden nur in so vielen Fächern geprüft, 
wie es zur Erfüllung der Mindestbedingungen für 
das Bestehen der Abiturprüfung erforderlich ist. Sie 
können jedoch auf eigenen Wunsch in den übrigen 
zur Prüfung angesetzten Fächern geprüft werden.

(3)  Die Vorbereitungszeit beträgt in der Regel 
30 Minuten. Falls die Prüfungsaufgabe in einem 
naturwissenschaftlichen Fach, in Ernährungslehre, 
Informatik oder Technik einen experimentellen oder 
praktischen Anteil, im Fach Musik eine Höraufgabe, 
im Fach Kunst eine Gestaltungsaufgabe enthält, 
kann die Vorbereitungszeit angemessen verlängert 
werden.

§ 38 Gestaltung der mündlichen Prüfung

(1)  Für jede Prüfung ist dem Prüfling eine neue, 
begrenzte Aufgabe zu stellen. Die Aufgabe ein-
schließlich der gegebenenfalls notwendigen Texte 
wird schriftlich vorgelegt. Es ist nicht zulässig, 
gleichzeitig zwei oder mehrere voneinander abwei-
chende Aufgaben zu stellen oder zwischen mehre-
ren Aufgaben wählen zu lassen. Erklärt der Prüfling 
bei der Aufgabenstellung oder innerhalb der Vorbe-
reitungszeit, dass er die gestellte Aufgabe nicht be
arbeiten kann, und sind die Gründe dafür nicht von 
ihm zu vertreten, so stellt die Prüferin oder der Prü-
fer im Einvernehmen mit der oder dem Vorsitzenden 
des Fachprüfungsausschusses eine neue Aufgabe.

(2)  Ist der Prüfling nicht imstande, die gestellte 
Aufgabe zu lösen, so kann die Prüferin oder Prüfer 
Hilfen geben.

(3)  Die mündliche Prüfung darf sich nicht auf das 
Sachgebiet eines Kurshalbjahres beschränken. Sie 
darf keine Wiederholung der Inhalte einer anderen 
in der Qualifikationsphase und im Abiturbereich 
bereits erbrachten Leistung sein. Die mündliche Prü-
fung dauert in der Regel mindestens 20, höchstens 
30 Minuten.

(4)  Der Prüfling soll in der Prüfung in einem ers-
ten Teil selbstständig die vorbereitete Aufgabe in 
zusammenhängendem Vortrag zu lösen versuchen. 
In einem zweiten Teil sollen vor allem größere fach-
liche und fachübergreifende Zusammenhänge in 
einem Prüfungsgespräch angesprochen werden. Es 
ist nicht zulässig, zusammenhanglose Einzelfragen 
aneinander zu reihen.

2. �bei Abweichungen um vier Notenpunkte und 
mehr durch Entscheidung einer dritten, von 
der oberen Schulaufsichtsbehörde beauftragten 
Fachlehrkraft, innerhalb der Bandbreite der vor-
herigen Bewertungen.

(3)  Gehäufte Verstöße gegen die sprachliche Rich-
tigkeit in der deutschen Sprache und gegen die 
äußere Form führen gemäß § 13 Abs. 2 zu einer 
Absenkung um bis zu zwei Notenpunkte. Sofern  
die Bewertungen der Fachlehrkräfte voneinander 
abweichen, ergibt sich die abschließende Note aus 
dem arithmetischen Mittel der Notenurteile. Es wird 
mathematisch gerundet. Im Fall von Absatz 2 Nr. 2 
entscheidet die dritte beauftragte Fachlehrkraft.

§ 35 Fächer der mündlichen Prüfung

Das von der Schülerin oder dem Schüler gewählte 
vierte Abiturfach ist verpflichtendes Fach der münd-
lichen Prüfung. Die drei Fächer der schriftlichen Prü-
fung können Fächer der mündlichen Prüfung sein.

§ 36 Mündliche Prüfung im ersten  
bis dritten Abiturfach

(1)  Der Zentrale Abiturausschuss legt in einer Kon-
ferenz aufgrund der Ergebnisse in den schriftlichen 
Prüfungsarbeiten im ersten bis dritten Abiturfach 
und der mündlichen Prüfung im vierten Abiturfach 
fest, in welchen Fächern der schriftlichen Abiturprü-
fung der Prüfling mündlich geprüft wird.

(2)  Mündliche Prüfungen im ersten bis dritten Abi-
turfach sind anzusetzen:

1. �wenn die Ergebnisse in den schriftlichen 
Arbeiten sich um 4,00 oder mehr Punkte der  
einfachen Wertung von dem Durchschnitt der  
Punkte unterscheiden, die der Prüfling in den 
für die Gesamtqualifikation verbindlichen Kur-
sen des jeweiligen Prüfungsfaches in den vier 
Halbjahren der Qualifikationsphase erreicht hat;

2. �wenn das Bestehen der Abiturprüfung gefähr-
det ist, weil die Mindestbedingungen gemäß  
§ 29 Abs. 4 nicht erfüllt sind.

(3)  Wird ein Prüfling in mehreren Fächern geprüft, 
bestimmt er die Reihenfolge.

(4)  Wer nicht nach Absatz 2 geprüft wird, wird von 
der mündlichen Prüfung befreit. Der Prüfling kann 
sich jedoch zur mündlichen Prüfung im ersten bis 
dritten Abiturfach melden.
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Nr. 2), einer Gesellschaftswissenschaft, Mathe-
matik, einer Naturwissenschaft (Biologie oder 
Physik oder Chemie) sein. Außer den genann-
ten Fächern können aus weiteren Fächern 
höchstens je zwei Halbjahreskurse angerechnet 
werden.

4. �In zwei der vier anzurechnenden Leistungskurse 
und in sieben der elf anzurechnenden Grund-
kurse müssen jeweils fünf Punkte der einfachen 
Wertung erreicht sein. Mit null Punkten bewer-
tete Kurse gelten als nicht belegt.

§ 41 Wiederholung der Abiturprüfung

(1)  Eine nicht bestandene Abiturprüfung kann ein-
mal wiederholt werden. Wird am Ende des Wieder-
holungsjahres die Zulassung nicht erreicht oder die 
Wiederholungsprüfung nicht bestanden, so muss 
die Schülerin oder der Schüler die gymnasiale Ober-
stufe verlassen. Die obere Schulaufsichtsbehörde 
kann eine zweite Wiederholung zulassen, wenn  
besondere Umstände vorliegen.

Anlage 15: 1. Latinum

Ein Latinum (Lateinkenntnisse gemäß Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 22. September 2005) 
wird erworben nach aufsteigendem Pflicht- bzw. 
Wahlpflichtunterricht entsprechend dem Lehrplan 
für das Fach Latein von:

1.2.1  Kl. 5 bis Ende der Klasse 9	  
Endnote im Abschlusshalbjahr: 	  
mind. ausreichend

1.2.2  Kl. 5 bis Ende der Einführungsphase	
Endnote im Abschlusshalbjahr: 	  
mind. ausreichend

�1.2.3  Kl. 6 bis Ende der Einführungsphase 
Endnote im Abschlusshalbjahr:  
mind. ausreichend (5 Punkte)

1.2.4  Kl. 8 bis Ende  
der Qualifikationsphase	  
Unterrichtsumfang von insgesamt 14 Wochen-
stunden sowie Endnote im Abschlusshalbjahr:  
mind. ausreichend 	 (5 Punkte)

§ 39 Zuerkennung der allgemeinen  
Hochschulreife

(1)  Nach Beendigung der mündlichen Prüfung stellt 
der Zentrale Abiturausschuss die Prüfungsergeb-
nisse fest und errechnet die Gesamtpunktzahl für 
den Abiturbereich gemäß § 29.

(2)  Hat die Schülerin oder der Schüler die Be
dingungen gemäß § 29 erfüllt, erklärt der Zentrale 
Abiturausschuss die Abiturprüfung für bestanden 
und erkennt die allgemeine Hochschulreife zu, die  
in den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
anerkannt ist.

§ 40 Weitere Berechtigungen  
und Abschlüsse

(1)  Latinum, Graecum und Hebraicum werden mit 
dem Abgangs- oder Abschlusszeugnis zuerkannt. 
Die Bedingungen für die Zuerkennung legt die  
oberste Schulaufsichtsbehörde durch Verwaltungs-
vorschriften fest.

(2)  Schülerinnen und Schüler, die nicht über den 
entsprechenden Abschluss verfügen, erwerben am 
Ende der Einführungsphase der gymnasialen Ober-
stufe einen dem Hauptschulabschluss nach Klasse 
10 gleichwertigen Abschluss, wenn die Voraus
setzungen gemäß §§ 21 Abs. 1, 24 Abs. 1 und 2 
APO-S I erfüllt sind. Der mittlere Schulabschluss 
(Fachoberschulreife) wird ihnen zuerkannt, wenn 
sie am Ende der Einführungsphase der gymnasialen 
Oberstufe die Versetzungsanforderungen erfüllen.

§ 40 a Fachhochschulreife (schulischer Teil)

(1)  Schülerinnen und Schülern, die die gymnasiale 
Oberstufe verlassen, kann der schulische Teil der 
Fachhochschulreife zuerkannt werden, wenn folgen
de Bedingungen im ersten Jahr der Qualifikations-
phase erfüllt sind:

1. �In den beiden Leistungskursfächern müssen  
je zwei Kurse belegt und insgesamt mindestens 
40 Punkte der zweifachen Wertung erreicht 
sein.

2. �Es müssen elf Grundkurse belegt und in diesen 
insgesamt mindestens 55 Punkte der einfachen 
Wertung erreicht sein.

3. �Unter den nach Nummern 1 und 2 anzu-
rechnenden Kursen müssen je zwei Kurse in 
Deutsch, einer Fremdsprache (§ 11 Abs. 2  
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3. Kleines Latinum

Ein Kleines Latinum wird erworben nach aufstei-
gendem Pflicht- bzw. Wahlpflichtunterricht ent- 
sprechend dem Lehrplan für das Fach Latein.

1.2.6  Als neu einsetzende Fremdsprache: 
Beginn der Einführungsphase  
der gymn. Oberstufe bis Ende  
der Qualifikationsphase

Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymnasialen Oberstufe

Zentrale Prüfungen am Ende der Klasse 10 im Schuljahr 2025

1. Allgemeines

Schülerinnen und Schüler der Klassen 10 der  
öffentlichen und der als Ersatzschulen genehmigten 
Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien und Ge
samtschulen nehmen an den zentralen Prüfungs
verfahren zum Erwerb des Hauptschulabschlusses 
nach Klasse 10 und des mittleren Schulabschlusses 
(Fachoberschulreife) teil. Teil dieses Verfahrens sind 
schriftliche Prüfungen in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Englisch oder in der ab Klasse 5 
unterrichteten Fremdsprache.

2. Termine

Die Prüfungstage werden im Einzelnen wie folgt 
festgesetzt.

3. Schriftliche Prüfungen in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache

Aufgaben: 
Das Ministerium stellt die landeseinheitlichen Auf-
gaben für die schriftlichen Prüfungen zur Verfügung. 
Die schriftlichen Prüfungsaufgaben beruhen auf den 
geltenden Lehrplänen und nehmen in besonderer 
Weise Bezug auf die vom Ministerium erlassenen 
Unterrichtsvorgaben für die jeweiligen Prüfungsfächer.

Schriftliche Prüfungen:

Deutsch	 Dienstag, 27. Mai 2025

Englisch	 Dienstag, 06. Juni 2025

Mathematik	 Donnerstag, 05. Juni 2025

Nachschreibtermine 
für schriftliche Prüfungen:

Deutsch	 Donnerstag, 12. Juni 2025

Englisch	 Freitag, 13. Juni 2025

Mathematik	 Dienstag, 17. Juni 2025

Mündliche Prüfungen:

Erster Tag	 Dienstag, 01. Juli 2025

Letzter Tag	 Dienstag, 08. Juli 2025

Die mündlichen Prüfungen werden innerhalb 
dieses Zeitrahmens von den Schulen selbst  
terminiert.

Die Schülerinnen und Schüler werden grundsätzlich 
in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch 
schriftlich geprüft.



29GESETZE · ERLASSE · VERORDNUNGEN 2024/2025 www.aufgabenbuch.de

Zentrale Prüfungen am Ende der Klasse 10

An Stelle von Englisch können sie in Latein, Fran
zösisch, Italienisch oder Spanisch schriftlich geprüft 
werden, wenn sie es wünschen und sie in dieser 
Fremdsprache seit der Klasse 5 unterrichtet wurden.

Durchführung: 
Die Bearbeitungsdauer für die schriftlichen Prüfun
gen wird wie folgt festgelegt:

– � Für Schülerinnen und Schüler der Hauptschulen 
Klasse 10 Typ A und für Schülerinnen und Schü-
ler der Gesamtschulen, die das jeweilige Prü-
fungsfach zu Beginn der Klasse 10 als Grund-
kurs belegt haben:
Deutsch	 125 Minuten
Mathematik	 90 Minuten
Fremdsprache	 90 Minuten

– � Für Schülerinnen und Schüler der Hauptschulen 
Klasse 10 Typ B, der Realschulen, der Gym-
nasien und für Schülerinnen und Schüler der 
Gesamtschulen, die das jeweilige Prüfungsfach 
zu Beginn der Klasse 10 als Erweiterungskurs 
belegt haben:
Deutsch	 150 Minuten
Mathematik	 120 Minuten
Fremdsprache	120 Minuten

Die schriftlichen Prüfungsaufgaben bestehen aus 
zwei Teilen. Im ersten, sehr viel kürzeren Teil wer-
den die im Laufe der Klasse 5 bis 10 entwickelten 
Basiskompetenzen überprüft. Sie sind unabhängig 
von der Schulform für alle Schülerinnen und Schüler, 
die auf demselben Abschlussniveau geprüft werden, 
identisch.

Im zweiten, wesentlich umfangreicheren Teil der 
schriftlichen Prüfungsarbeit werden Aufgaben ge
stellt, die Kompetenzen aus dem Doppeljahrgang 
9/10 voraussetzen und sich auf inhaltliche Schwer-
punkte der Klasse 10 beziehen. Aufgabenarten und 
Anforderungen in diesem Aufgabenteil orientieren 
sich an den Lehrplänen und Rahmenbedingungen 
der unterschiedlichen Schulformen und Bildungs-
gänge. Aufgabenbeispiele mit Bewertungsvorgaben 
und Erläuterungen werden im learn-line unter  
http://www.learn-line.nrw.de/angebote/pruefungen10/ 
bereit gestellt.	

Termine der Zentralen Klausuren
am Ende der Einführungsphase 2025

RdErl. d. Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 23.06.2016

Die Zentralen Nachschreibtermine werden wie 
folgt terminiert: 

Deutsch Montag, 16.06.2025

Mathematik Mittwoch, 18.06.2025

Für die zentralen Klausuren gemäß § 14 Absatz 1 
APO-GOSt am Ende der Einführungsphase im Jahr 
2025 an Gymnasien und Gesamtschulen werden 
die folgenden Termine festgelegt:

Deutsch Mittwoch, 04.06.2025

Mathematik Donnerstag, 12.06.2025
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Stundentafeln für die Sekundarstufe I – Gymnasium (G9)
	                              Klasse	 5 und 6 	 7 bis 10	 Gesamt		
	Lernbereich/Fach			   S I	

	Deutsch	 9	 13	 22

	Gesellschaftslehre 1)	 6	 17	 23 
		 Geschichte 
		 Erdkunde 
		 Politik/Wirtschaft

	Mathematik	 9	 13	 22

	Naturwissenschaften 2)	 6	 17	 23 
		 Biologie 
		 Chemie	  
		 Physik

	Englisch 3)	 9 (4)	 13 (14)	 22 (18)

	Zweite Fremdsprache 3)	 4 (8)	 15 (14)	 15 (19)

	Künstl., musischer Bereich 4)	 7	 10	 17 
		 Kunst 
		 Musik

	Religionslehre 5)	 4	 8	 12

	Sport	 7	 11	 18

	Wahlpflichtunterricht 6)	 0	 6	 6

	Kernstunden	 57	 123	 180

	Ergänzungsstunden 7), 8)		  0 -8	 0-8

	Wochenstundenrahmen 8)	 Klasse 5    28-30	 Klasse 7    30-33 
			  Klasse 6    28-30	 Klasse 8    30-33 
				   Klasse 9    30-33

	Gesamtwochenstunden 8)			   180-188
	�
1) �Alle Fächer des Lernbereichs Gesellschaftslehre müssen in der gesamten Sekundarstufe I mit jeweils mindestens 6 Wochenstunden 

unterrichtet werden. Alle Fächer werden in Klasse 9 unterrichtet. Hiervon kann auf der Basis eines Konzepts, das den Gesamtstunden- 
umfang der einzelnen Fächer in der Sekundarstufe I sichert, nach Beschluss der Schulkonferenz abgewichen werden.

2) ��Alle Fächer des Lernbereichs Naturwissenschaften müssen in der gesamten Sekundarstufe I jeweils mindestens 6 Wochenstunden unter-
richtet werden. Alle Fächer werden in Klasse 9 unterrichtet. Hiervon kann auf der Basis eines Konzepts, das den Gesamtstundenum- 
fang der einzelnen Fächer in der Sekundarstufe I sichert, nach Beschluss der Schulkonferenz abgewichen werden. Der Unterricht im Fach 
Chemie beginnt in der Regel ab Klasse 7.

3) �Wird die zweite Fremdsprache bereits ab Klasse 5 unterrichtet, wird Englisch in den Klassen 5 und 6 mit jeweils 2 Wochenstunden 
unterrichtet. In diesem Fall gelten die Stundenzahlen in Klammern.

4) �Die Fächer Kunst und Musik werden in der gesamten Sekundarstufe I mit jeweils mindestens 6 Wochenstunden unterrichtet.
5) �Für den Unterricht in Praktischer Philosophie gilt § 3 Abs. 5.
6) �Der Wahlpflichtunterricht findet in den Klassen 8 und 9 statt. Hierfür gilt § 17 Abs. 3. Eine dritte Fremdsprache wird in Klasse 8 und 

9 mit jeweils mindestens 3 Wochenstunden unterrichtet, andere Fächer und fächerübergreifende Angebote jeweils mit mindestens 
2 Wochenstunden.

7) �Für die Ergänzungsstunden gilt § 17 Abs. 4.

8) �Fünf Ergänzungsstunden sind nicht verbindlich für alle Schülerinnen und Schüler.
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			  Deutsch		             1. Fremdsprache        	2. Fremdsprache		 Mathematik
				    Dauer			   Dauer			   Dauer			   Dauer 
	 Klasse	 Anzahl		  (nach Un-	 Anzahl		  (nach Un-	 Anzahl		  (nach Un-	 Anzahl		  (nach Un-	  
				    terrichts-			   terrichts-			   terrichts-			   terrichts- 
				    stunden)			   stunden)			   stunden)			   stunden)

	
5	 6		  1	 6		  bis zu 1	 –		  –	 6		  bis zu 1

	 6	 6		  1	 6		  1	 6		  bis zu 1	 6		  bis zu 1

	 7	 6		  1 – 2	 6		  1	 6		  1	 6		  1

	 8	 5		  1 – 2	 5		  1 – 2	 5		  1	 5		  1 – 2 

	 9	 4 – 5		  2 – 3	 4 – 5		  1 – 2	 4 – 5		  1 – 2	 4 – 5		  1 – 2

Im Wahlpflichtunterricht II werden in den Klassen 8 und 9 je Schuljahr vier schriftliche Klassenarbeiten geschrieben.

Zahl und Dauer der schriftlichen Klassenarbeiten 
in der Sekundarstufe I

Auszug aus der Ausbildungs- und Prüfungsordnung (Stand vom 16. Mai 2016)

Zahl und Dauer der Klausuren 
in jedem Halbjahr der Einführungsphase

	Grundkurse	 Anzahl	 Dauer  
			  (in Minuten)

	Deutsch, Mathematik, fortgeführte Fremdsprachen	 2	 90

	Neu einsetzende Fremdsprachen	 2	 45 – 90

	In einer Fremdsprache unterrichtetes Sachfach	 1 – 2	 90

	Ein gesellschaftswissenschaftliches und ein	 1 – 2	 90 
	naturwissenschaftliches Fach sowie weitere Fächer



		  1. Hj. der	 2. Hj. der	 3. Hj. der	 4. Hj. der 	
		  Q-phase	 Q-phase	 Q-phase	 Q-phase

 
 
 
 
 

	Leistungskurse	 2	 3 – 4	 2	 3 – 4	 2	 4 – 5	 1	 4,25

	Grundkurse im 3. Abiturfach	 2	 2 – 3	 2	 2 – 3	 2	 3	 1	 3

	Grundkurse im 4. Abiturfach	 2	 2 – 3	 2	 2 – 3	 2	 3		

	Grundkurse in den vom 1. Hj. der Eph  
	an neu einsetzenden Fremdsprachen	 2	 2	 2	 2	 2	 2 – 3		

	Grundkurse in Deutsch, Mathematik, einer fort-	  
	geführten Fremdsprache und dem Pflichtfach  
	gemäß § 11 Abs. 5, sofern sie nicht Abiturfach sind,  
	sowie in weiteren Fächern	 2	 2 – 3	 2	 2 – 3	 2	 3

Über die Dauer der Klausuren entscheidet die Fachkonferenz im Rahmen der festgelegten Bandbreiten. Für 
Schülerexperimente und praktische Arbeiten in Naturwissenschaften, in Ernährungslehre, Informatik und 
Technik oder für Gestaltungsaufgaben in Kunst oder Musik kann die Fachkonferenz die Arbeitszeit um höchs-
tens eine Stunde verlängern.
In den modernen Fremdsprachen können Klausuren mündliche Anteile enthalten. In einem der ersten drei 
Halbjahre der Qualifikationsphase kann eine Klausur durch eine mündliche Leistungsprüfung ersetzt werden.

An
za

hl

An
za

hl

An
za

hl

An
za

hl

Da
ue

r (
na

ch
 U

n-
 

te
rri

ch
ts

st
un

de
n)

Da
ue

r (
na

ch
 U

n-
 

te
rri

ch
ts

st
un

de
n)

Da
ue

r (
na

ch
 U

n-
 

te
rri

ch
ts

st
un

de
n)

Da
ue

r (
na

ch
 U

n-
 

te
rri

ch
ts

st
un

de
n)

Zahl und Dauer der Klausuren 
in der Qualifikationsphase
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Fachprüfungstermine schriftliche Abiturprüfungen 2025

Rahmentermine und Terminierung der schriftlichen Prüfungen
in den einzelnen Fächern (Fachprüfungstermine)

für die zentralen Abiturprüfungen 2025
Runderlass des Ministeriums für Schule und Bildung
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Fachprüfungstermine schriftliche Abiturprüfungen 2025
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Fachprüfungstermine schriftliche Abiturprüfungen 2025
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Nachschreibetermine schriftliche Abiturprüfungen 2025
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Nachschreibetermine schriftliche Abiturprüfungen 2025
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und die Vorgaben für den Unterricht (Richtlinien, 
Rahmenvorgaben, Lehrpläne) in Amtsblättern oder 
in anderen Schriften des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung in der Schule einsehen. Schul-
leitung und Lehrkräfte stehen ihnen dabei beratend 
zur Seite.

Mitwirkung ist das Recht auf Beteiligung (An- 
hörungs-, Anregungs- und Vorschlagsrechte) oder 
auf Entscheidung. Die Gremien der Schulmitwirkung 
haben außerdem ein Auskunfts- und Beschwerde-
recht gegenüber der Schulleitung und Anspruch auf 
eine begründete schriftliche Antwort.

Meinungsverschiedenheiten gehören in einer Demo-
kratie zum Alltag. Sie können und müssen nicht 
immer ausgeräumt werden. Es ist aber wichtig, 
dass Eltern, Lehrerinnen und Lehrer nicht gegenei-
nander arbeiten. Gelingt es einem Gremium nicht, 
Lösungen zu finden, mit denen alle Mitglieder ein-
verstanden sind, muss die Mehrheit entscheiden. 
Aber auch dann sollten sich alle Beteiligten um 
Entscheidungen bemühen, die auch vor der unter- 
legenen Minderheit mitgetragen werden können.

Die Tätigkeit der Eltern sowie der Schülerinnen und 
Schüler in den Mitwirkungsgremien ist ehrenamt-
lich. Bei den Sitzungsterminen ist Rücksicht auf die 
Berufstätigkeit der Mitglieder zu nehmen.

Die Klassenpflegschaft

Alle Eltern der Schülerinnen und Schüler einer Klas
se bilden die Klassenpflegschaft. Die Klassenpfleg-
schaft wählt aus ihrer Mitte zu Beginn des Schul
jahres eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Beide 
nehmen über ihre Aufgaben in der Klassenpfleg-
schaft hinaus mit beratender Stimme an der Klas-
senkonferenz teil.

Die Klassenpflegschaft dient der Zusammenarbeit 
von Eltern, Lehrerinnen und Lehrern, Schülerinnen 
und Schülern. Dazu gehören die Information und  
der Meinungsaustausch über Angelegenheiten der 

Grundsätzliches über die Elternmitwirkung

Das Recht der Eltern, durch ihre Vertretungen an der 
Gestaltung des Schulwesens mitzuwirken, hat einen 
hohen Stellenwert und ist in Nordrhein-Westfalen 
in der Landesverfassung (Art. 10 Absatz 2) veran-
kert. Wie Mitwirkung im Einzelnen abläuft, regelt 
das Schulgesetz (SchulG) und hier vor allem der Teil 
über die Schulverfassung (§§ 62 ff. SchulG).

Lehrkräfte, Eltern sowie Schülerinnen und Schüler 
sollen in vertrauensvoller Zusammenarbeit an der 
Bildungs- und Erziehungsarbeit der Schule mitwir-
ken und dadurch die Eigenverantwortung in der 
Schule fördern. Zur vertrauensvollen Zusammenar-
beit gehören der offene Austausch von Meinungen 
und Informationen, eine Kultur des Dialogs, der 
Respekt vor der Meinung anderer und der Wille 
zum Konsens. Nur so kann die Schulmitwirkung 
die Gestaltungskraft erlangen, die der Gesetzgeber 
beabsichtigt hat.

Alle Eltern haben das Recht, von den Lehrerinnen 
und Lehrern über die Lern- und Leistungsentwick-
lung sowie über das Arbeits- und Sozialverhalten 
ihrer Kinder unterrichtet zu werden. Sie können 
nach Absprache mit der Lehrerin oder dem Lehrer 
am Unterricht des eigenen Kindes teilnehmen.

Auch die Mitarbeit in hierfür geeigneten Unterrichts-
bereichen ist möglich, wenn die Klassenpflegschaft 
und die Schulleitung zustimmen. In Frage kommen 
Projekte, Lesestunden, Förderstunden, Arbeitsge-
meinschaften sowie die Mitarbeit bei Schulveran-
staltungen und bei Ganztagsangeboten außerhalb 
des Unterrichts.

Gremien, in denen Eltern mitwirken, sind die Klas-
senpflegschaft, die Klassenkonferenz, die Schul-
pflegschaft, die Fachkonferenzen und die Schul- 
konferenz. 

Schulmitwirkung kann besser wahrgenommen wer-
den, wenn alle Mitglieder in den Mitwirkungsgre-
mien, besonders aber die Mitglieder der Schulkon-
ferenz, die wesentlichen Bestimmungen des Schul-
gesetzes kennen. Die Eltern können Gesetze, Erlasse 

Elternmitwirkung in der Schule
Auszug aus der Information des Ministeriums für Schule und Weiterbildung
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Elternmitwirkung in der Schule

Seit dem Schuljahr 2005/2006 haben die Lehrer-, 
Eltern- und Schülervertretungen in den Schulkonfe-
renzen der Hauptschulen, der Realschulen, der Gym
nasien und der Gesamtschule jeweils die gleiche 
Zahl von Sitzen (Drittelparität). In den Grundschulen 
ist die Anzahl von Lehrer- und Elternvertretung wei-
terhin gleich.

Die Schulkonferenz kann mit Zwei-Drittel-Mehrheit 
eine höhere Mitgliederzahl beschließen als das Schul
gesetz vorsieht. Zum Beispiel empfiehlt es sich an 
Gymnasien und an Gesamtschulen, die Mitglieder-
zahl von 20 auf 21 zu erhöhen. Damit wird durch  
je sieben Lehrer-, Eltern- und Schülervertreter die 
gesetzlich verbindliche Drittelparität gewahrt.

Die Schulkonferenz berät in grundsätzlichen Ange
legenheiten der Schule und vermittelt bei Konflikten 
innerhalb der Schule. Sie kann Vorschläge und An
regungen an den Schulträger und an die Schulauf-
sichtsbehörde richten. Die vielfältigen Aufgaben der 
Schulkonferenz sind in §65 Schulgesetz geregelt. 
Das Schulgesetz unterscheidet je nach Aufgabe der 
Schulkonferenz zwischen umfassenden Gestaltungs-
rechten, der Zustimmung zu Vorschlägen der Schul-
leitung oder des Schulträgers, der Verabschiedung 
von Grundsätzen, Vorschlägen oder Stellungnahmen.

Wahlen

Die Mitglieder der Mitwirkungsgremien werden für 
ein Schuljahr gewählt. Jeweils zu Beginn des Schul-
jahres gibt das Ministerium für Schule und Weiterbil
dung einen Wahlkalender mit Empfehlungen für die 
Wahltermine heraus. Dieser Wahlkalender enthält 
auch Informationen zu den wichtigsten Formalien. 
Die Schulen stellen den Wahlkalender allen Eltern-
vertreterinnen und Elternvertretern zur Verfügung.

Die Wahlen in den Klassenpflegschaften sollten in 
den ersten drei Wochen nach Unterrichtsbeginn 
stattfinden, die Wahlen in der Schulpflegschaft in 
den ersten fünf Wochen. Zu den Sitzungen lädt die 
oder der bisherige Vorsitzende ein. Wenn das nicht 
möglich ist, übernimmt diese Aufgabe in der Klas-
senpflegschaft die Klassenlehrerin oder der Klassen
lehrer, in der Jahrgangsstufenpflegschaft die Jahr-
gangsstufenleiterin oder der Jahrgangsstufenleiter, 
in allen anderen Fällen die Schulleiterin oder der 
Schulleiter.

Schule, vor allem aber über die Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit in der Klasse. 

Themen können sein:
•  Hausaufgaben	  
•  Leistungsüberprüfungen	  
•  Arbeitsgemeinschaften	  
•  Schulveranstaltungen außerhalb der Schule	
•  Anregungen zur Einführung von Lernmitteln	
•  Erziehungsschwierigkeiten.

Die Klassenpflegschaft kann bei der Planung und 
Organisation von Klassenfahrten helfen, diese be
gleiten oder sich an Klassen- und Schulfesten be
teiligen.

Die Klassenkonferenz

Mitglieder der Klassenkonferenz sind die Lehrerin
nen und Lehrer, die in der Klasse unterrichten sowie 
das in der Klasse eingesetzte weitere pädagogische 
und sozialpädagogische Personal. An den Sitzungen 
der Klassenkonferenz nehmen die oder der Vorsit-
zende der Klassenpflegschaft und ab Klasse 7 die 
Klassensprecherin oder der Klassensprecher sowie 
deren Stellvertretungen mit beratender Stimme teil. 
Dies gilt nicht, soweit es um die Leistungsbewertung 
einzelner Schülerinnen und Schüler geht.

Die Klassenkonferenz entscheidet über die Bildungs- 
und Erziehungsarbeit in der Klasse (z.B. über Formen 
des fächerübergreifenden oder projektbezogenen 
Unterrichts). Sie berät über den Leistungsstand der 
Schülerinnen und Schüler und entscheidet über Ver-
setzung sowie über die Vergabe von Abschlüssen. 
An Ordnungsmaßnahmen werden Elternvertreter 
und Schülervertreter nur dann beteiligt, wenn die 
Betroffenen nicht widersprechen.

Die Schulkonferenz

Die Schulkonferenz ist das oberste Mitwirkungsgre-
mium der Schule. Dort arbeiten die Vertreterinnen 
und Vertreter der Eltern, der Schülerinnen und  
Schüler sowie der Lehrerinnen und Lehrer zusam-
men. Die Elternvertreter werden von der Schulpfleg-
schaft, die Schülervertreter vom Schülerrat, die Ver-
treter der Lehrerinnen und Lehrer von der Lehrer-
konferenz gewählt.
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Als Teil der Schule ist die SV an den Grundsatz der 
Unparteilichkeit der Schule gebunden (§ 35 Abs. 2 
ASchO). Die SV kann im Rahmen des Auftrags der 
Schule schulpolitische, d.h. solche Belange wahr-
nehmen, die die Schüler in ihrer durch den Besuch 
einer Schule und die Ausbildung gekennzeichneten 
spezifischen Situation unter Berücksichtigung des 
bildungspolitischen Gesamtzusammenhangs betref-
fen. Dies beeinhaltet jedoch nicht das Recht, sich 
beispielsweise zugunsten oder zuungunsten einer 
politischen Partei oder deren Vertreter auszuspre-
chen.

Ein allgemeines politisches Mandat steht Schüler-
vertretern und Schülervertretungen nicht zu. 

Die Vertreter der SV sind in ihren Entscheidungen 
frei, jedoch der Schülerschaft verantwortlich. Bei 
der Tätigkeit in den Mitwirkungsorganen sind sie 
bei Wahlen und Abstimmungen nicht an Weisungen 
gebunden. Im Übrigen sind sie verpflichtet, Mehr-
heitsbeschlüsse auszuführen. 

Die Vertreter der SV sind verpflichtet, ihren Mit-
schülern über ihre Tätigkeit zu berichten und sie  
über Beschlüsse der Mitwirkungsorgane zu infor-
mieren, sofern diese nicht vertraulich sind. 

Der SV ist für ihre Bekanntmachungen ein „schwar
zes Brett“ zur Verfügung zu stellen. 

Die SV kann sich im Rahmen der geltenden Bestim-
mungen eine Satzung geben, in der Regelungen 
über Einzelheiten von Aufgaben und der Arbeit der 
SV an der jeweiligen Schule getroffen werden. Die 
Satzung bedarf keiner Genehmigung. 

Das Recht der Schüler, außerhalb der Schule Verei-
nigungen zu bilden oder ihnen beizutreten, bleibt 
unberührt. Solche Vereinigungen, die beispielsweise 
politischen, sportlichen, kulturellen, konfessionellen, 
gesellschaftlichen oder fachlichen Zielen dienen 
können, sind keine Schülervertretungen im Sinne 
dieses Erlasses. 

1.  Grundsätze

Die SV vertritt im Rahmen des Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags der Schule die Rechte der Schüler, 
fördert und nimmt deren Interessen wahr und wirkt 
dadurch bei der Gestaltung des schulischen Lebens 
mit. Sie ist unbeschadet der besonderen Aufgaben 
ihrer Organe Sache aller Schüler, die durch sie bei 
der Verwirklichung des Bildungs- und Erziehungs-
auftrags der Schule mitwirken. 

Der Wirkungsbereich der SV ergibt sich aus dem 
Auftrag der Schule. Zu diesem gehört neben der 
Vermittlung von Fachwissen auch, Schüler zu selbst-
ständigem kritischem Urteil, zu eigenverantwortli
chem Handeln und zur Wahrnehmung von Rechten 
und Pflichten im politischen und gesellschaftlichen 
Leben zu befähigen. Seine Verwirklichung erfordert 
bei Anerkennung unterschiedlicher Interessen part-
nerschaftliches Zusammenwirken sowie die Bereit-
schaft, durch offene und faire Diskussion und sach
liche Argumentation in Konfliktfällen nach gemein-
samen Lösungsmöglichkeiten zu suchen. 

Ebenso wie die Mitwirkung der Lehrer und der 
Eltern ist auch die Mitwirkung der Schüler in der SV 
unverzichtbarer Bestandteil bei der Verwirklichung 
des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule. 
Deshalb sollen Lehrer, Eltern und Schulaufsichts
behörden sie bei ihrer Tätigkeit unterstützen. 

Art und Umfang der Mitwirkung sowie der Grad  
der Selbstständigkeit und Verantwortlichkeit bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben hängen von der Ent-
wicklung der Schüler ab. 

Der Schwerpunkt der Arbeit der SV liegt bei der ein-
zelnen Schule. Die Arbeit in örtlichen und überörtli
chen Zusammenschlüssen der SV ergänzt die Arbeit 
an der einzelnen Schule. 

Die SV ist Teil der Schule und unterliegt damit den 
für die Schule geltenden Vorschriften. 

Die Mitwirkung der Schülervertretung in der Schule
nach dem Schulmitwirkungsgesetz (SV-Erlass)

Auszug aus dem Runderlass des Kultusministers vom 22. November 1979 
Stand: 1. Juli 2013
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Schülervertretung (SV-Erlass)

und Erziehungsarbeit mit. Dazu gehört auch, dass 
die Schüler ihre Anregungen, Vorschläge und Wün-
sche, die den Unterricht und das Schulleben betref-
fen, und ihre Einwände, wenn sie sich ungerecht 
behandelt fühlen, mit Lehrern besprechen. 

Der Klassensprecher vertritt die Interessen der 
Klasse. Er führt die Beschlüsse der Klasse aus. Der 
Klassensprecher informiert die Klasse über wich-
tige Angelegenheiten der SV und solche, die für 
sie von allgemeiner Bedeutung sind. Er bereitet die 
SV-Stunde vor und leitet sie. Der Schülerrat ist für 
alle Fragen der SV zuständig, die über den Bereich 
der einzelnen Klasse oder Jahrgangsstufe hinaus- 
gehen. 

Der Schülerrat setzt sich zusammen aus den Spre-
chern der Klassen, der Jahrgangsstufen und den 
weiteren Vertretern der Jahrgangsstufen im Sinne 
von § 12 Abs. 5 SchMG. Auf Beschluss des Schü-
lerrats können stellvertretende Klassensprecher mit 
beratender Stimme an den Sitzungen des Schüler-
rats teilnehmen, sofern für sie dadurch kein Unter-
richt ausfällt. 

Der Schülerrat kann aus seiner Mitte für besondere 
Aufgaben Ausschüsse bilden. Diese beraten über 
die ihnen vom Schülerrat zugewiesenen Aufgaben 
und bereiten Beschlüsse des Schülerrats vor. 

Für die Oberstufe des Gymnasiums kann der Schü
lerrat einen Oberstufenausschuss bilden, dem die 
Jahrgangsstufensprecher der Jahrgangsstufen 11–13  
angehören. Er berät den Schülerrat in allen Ange
legenheiten der Oberstufe. 

Neben der Tätigkeit in den Mitwirkungsorganen der 
Schule nach dem Schulmitwirkungsgesetz berät und 
beschließt der Schülerrat insbesondere über:

1.  die Satzung der SV,
2. � Mitwirkung in Zusammenschlüssen von 	

Schülervertretungen,
3.  Wahl von Delegierten.

Der Schulleiter oder ein von ihm beauftragter Lehrer

– � erörtert einmal im Monat mit dem Schülerrat in 
Anwesenheit des Verbindungslehrers schulische 
Fragen,

– � gibt dem Schülerrat alle Gesetze, Erlasse und 
Verfügungen, die für die Schüler von Bedeu-
tung sind, möglichst durch Zuleitung einer 
Kopie der Vorschriften bekannt.

2.  Aufgaben der SV

Im Rahmen des Schulmitwirkungsgesetzes wirkt die 
SV durch ihre Organe an Entscheidungen der Schule 
mit. Außer der Mitwirkung am Entscheidungsverfah
ren und der Teilnahme an Konferenzen gehört zur 
Mitwirkung der Schüler bei der Verwirklichung des 
Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule ins
besondere:

Die Förderung von fachlichen, kulturellen, sport
lichen, politischen und sozialen Interessen der  
Schüler. 

Hierzu gehören insbesondere:

– � Arbeitskreise über selbstgewählte Themen  
einschließlich solcher über politische Fragen,

– � Forumsgespräche und Vortragsveranstaltungen,  
bei denen Vertretern unterschiedlicher  
Richtungen die Möglichkeit zur Diskussion 
eines bestimmten Themas gegeben wird,

– � Arbeitsgemeinschaften, Fach- und Neigungs-
gruppen.

Das Recht, Probleme des schulischen Lebens sowie 
Beschwerden allgemeiner Art aufzugreifen, sie mit 
den am Schulleben Beteiligten zu diskutieren und 
sie über die Schule den Schulaufsichtsbehörden  
vorzutragen. 

Das Recht, im Einzelfall einen Schüler ihrer Schule 
auf dessen Wunsch bei der Wahrnehmung seiner 
Rechte gegenüber Schulleiter und Lehrern, insbe
sondere bei Ordnungsmaßnahmen und Beschwer
defällen zu beraten und zu unterstützen. 

Das Recht zur Abgabe von Erklärungen an die 
Öffentlichkeit im Rahmen des schulpolitischen Man-
dats. Derartige Erklärungen können nur abgege- 
ben werden, wenn ein entsprechender Beschluss 
des Schülerrats vorliegt.

3.  Organe der SV

Die Belange der Schüler werden vertreten in Klasse, 
Jahrgangsstufe, Kurs, Schülerrat und Schülerver-
sammlung sowie durch die Schülervertreter (Klas-
sensprecher, Jahrgangsstufensprecher, weitere Ver-
treter der Jahrgangsstufe im Sinne von § 12 Abs. 5 
SchMG, Schülersprecher). 

Die Schüler der Klasse, des Kurses und der Jahr-
gangsstufe wirken in ihrem Bereich an der Bildungs- 
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Der Schulleiter und die Lehrer haben das Recht, an 
der Schülerversammlung teilzunehmen; die Schüler-
versammlung kann im Einzelfall das Teilnahmerecht 
auf den Schulleiter und die Verbindungslehrer be
schränken. Ihnen ist auf Antrag das Wort zu ertei-
len.

4.  Verbindungslehrer

Der Verbindungslehrer unterstützt die Schülervertre-
tung bei der Planung und Durchführung ihrer Auf-
gaben. Er kann an den Schülerversammlungen und 
auf Einladung des Schülerrats an dessen Sitzungen 
mit beratender Stimme teilnehmen. 

Der Schülerrat wählt an Schulen bis zu 500 Schülern 
einen Verbindungslehrer. Er kann an Schulen bis zu 
1000 Schülern zwei Verbindungslehrer, an Schulen 
mit mehr als 1000 Schülern drei Verbindungslehrer 
wählen. Die Verbindungslehrer müssen hauptamt-
lich oder hauptberuflich an der Schule tätig sein.  
Der Verbindungslehrer wird für die Dauer eines 
Schuljahres gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. 
Eine Abwahl des Verbindungslehrers während des 
Schuljahres ist mit Zweidrittelmehrheit der stimm
berechtigten Mitglieder des Schülerrats zulässig.

5.  SV-Stunde

Den Schülern ab Klasse 5 der Vollzeitschulen ist 
im Monat eine Stunde während der allgemeinen 
Unterrichtszeit der Klasse für Angelegenheiten der 
Schülervertretung (SV-Stunde) zu gewähren. 

Die SV-Stunde dient der Beratung und Vorbereitung 
der unter Nr. 2 genannten Aufgaben in der einzel-
nen Klasse. An der SV-Stunde müssen alle Schüler 
teilnehmen. In den Klassen 5–7 ist der Klassenlehrer 
zur Teilnahme an der SV-Stunde verpflichtet. Auf 
Einladung soll er nach Möglichkeit an der SV-Stunde 
der übrigen Klassen teilnehmen.

Der Schülerrat kann während der allgemeinen Un
terrichtszeit zusammentreten; dabei ist auf die Un- 
terrichtsveranstaltungen Rücksicht zu nehmen. Der 
Schülerrat informiert den Schulleiter rechtzeitig vor 
jeder Sitzung über Tagesordnung, Zeit und Ort der 
Sitzung. Er teilt dem Schulleiter die Beschlüsse des 
Schülerrats schriftlich mit. 

Der Schülersprecher ist Vorsitzender des Schülerrats 
und Sprecher der SV. Er beruft den Schülerrat ein, 
leitet die Sitzungen und führt die Beschlüsse des 
Schülerrats aus. Er ist dem Schülerrat gegenüber 
verantwortlich. 

Der Schülersprecher und seine Stellvertreter wer-
den vom Schülerrat aus seiner Mitte gewählt. Auf 
Antrag von 20 v. H. der Gesamtzahl der Schüler 
können der Schülersprecher und seine Stellvertreter 
von den Schülern ab Klasse 5 gewählt werden. In 
diesem Fall können sie sowohl aus der Mitte des 
Schülerrats als auch aus der gesamten Schülerschaft 
ab Klasse 5 gewählt werden. Den Kandidaten ist 
Gelegenheit zur Vorstellung zu geben. 

Die Schülerversammlung besteht aus den Schü-
lern einer Schule ab Klasse 5. Sie kann zweimal im 
Schuljahr während der allgemeinen Unterrichtszeit 
zusammentreten. 

Schülerversammlungen können auch als Teilver-
sammlungen durchgeführt werden, wenn aus or- 
ganisatorischen Gründen eine Schülerversammlung 
der gesamten Schule nicht durchgeführt werden 
kann oder wenn die zu beratenden Angelegen-
heiten nur bestimmte Klassen oder Jahrgangsstufen 
betreffen. Im letzteren Fall trifft die Entscheidung 
hierüber der Schülerrat. 

Die Schülerversammlung hat das Recht, sich vom 
Schulleiter oder einem von ihm beauftragten Lehrer 
über wichtige schulische Angelegenheiten unter- 
richten zu lassen und darüber zu beraten. 

Schülervertretung (SV-Erlass)
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Herbst 2024
14. Oktober bis 
26. Oktober 2024

Weihnachten 2024/25
23. Dezember 2024 bis 
06. Januar 2025

Sommer 2025
14. Juli bis  
26. August 2025

Ostern/Frühjahr 2025
14. April bis 26. April 2025

Pfingsten 2025
10. Juni 2025


